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Editorial 


Drei Beiträge dieser Ausgabe behandeln kritisch das Verhältnis der westlichen Linken 
zur Opposition in der DDR und Osteuropa. Die wenigen rühmlichen Ausnahmen wer- 
den dabei nicht erwähnt. War doch ihr Verhalten nicht eben typisch und ihr Einfluß in 
sämtlichen Strömungen, Gruppierungen und Parteien nicht bestimmend. 

Besonderes Augenmerk sollte auf das neue Berliner Polizeigesetz gerichtet werden. die 
gesetzliche Grundlage für die neue Geheimpolizei. Näher untersucht wird außerdem 
eine neue Massenorganisation. die unter dem Symbol “Der Grüne Punk“ antritt. Die 
private Entsorgungswirtschaft jubelt. Ohne einen Pfennig eigener Investitionen sind 
riesige Gewinne zu erwarten. "Umweltminister Töpfer tut mehr für die Konjunktur 
dieses Bereiches als der Wirtschaftsminister. 

Insgesamt ist das Heft doch wieder sehr Ost-lastig. Wir schätzen aber.daß es für Leser 
aus Ost und West ganz interessant ist, wenn auch aus verschiedenen Ursachen. 

Im letzten Editorial verzapften wir eine Formulierung, die ziemlichen Unmut auslöste, 
bis hin zu einer Abbestellung. Da war von Arroganz die Rede und von Mißachtung der 
Lesermeinung. Nun haben wir nicht vor unser Tun ausschließlich nach den Bedürfnis- 
sen der verschiedenen Leserinnen und Leser zu richten, doch wollen wir versuchen. 
Kritik am telegraph ernst zu nehmen und uns damit auseinanderzusetzen. 

Zu unserer finanziellen Situation ist nur so viel zu sagen, daß sie nicht rosig ist. Aber 
immerhin sind mindestens die drei nächsten Nummern abgesichert. Eine neue Konto- 
nummer, von vielen schon mehrmals angefragt, können wir nun endlich auch be- 
kanntgeben (siehe Impressum). 


Redaktion “telegraph“ 


Ostberliner Leninplatz umbenannt 


Am 14. Februar wurde in Berlin-Fried- des alten Lenin-Denkmals fiel wegen Re- 
richshain der Leninplatz in Ritter-Runkel- gen leider ins Wasser. 

Platz umbenannt, nach der Figur aus dem Der Baustadtrat von Friedrichs- 
bekannten Comic-Heft „Mosaik“. Ano- hain, Gerd Hannemann, erklärte, die Ak- 
nyme Initiatoren bezeichneten sich als tion sei ein „Dummer-Jungen-Streich“. 
„Referat Denk mal des Senats von Un- Das Tiefbauamt habe den Auftrag erhal- 
ten“. Wie es hieß, geschah die Umbenen- ten, die Übermalung der Straßenschilder 
nung „anläßlich des 824. Geburtstages zu entfernen. 

des Ritters Runkel von Rübenstein undin Aus gewöhnlich gut informierten Kreisen 
Würdigung seiner Verdienste um die Ein- hat der "telegraph" ein Modellbild des 
heit des Deutschen Volkes“. Eine feierli- künftigen Denkmals erhalten (siehe Titel- 
che Grundsteinlegung zu einem repräsen- seite). 

tatıven Ritter-Runkel-Denkmal an Stelle 


telegraph 3/92 


DIE ILLEGALE PRAXIS WIRD 
NUN LEGALISIERT 


Das neue Berliner Polizeigesetz(ASOG) 
oder vom Regen in die Jauche - wieder einmal 


Während einige wenige Vorzeige-Oppo- 
sitionelle ihre alten Rechnungen durch 
Hilfe der Stasi-Akten begleichen und nur 
die Praktiken der Staatssicherheit aufge- 
deckt werden, schleicht sich scheinbar 
unbemerkt, ein neues Gesetz zur Legali- 
sierung Staatspolizeilicher Maßnahmen 
in den Alltag ein. Bis Ende März wird eın 
Gesetzentwurf der Berliner Koalitions- 
fraktionen CDU/SPD für ein neues Berlı- 
ner Polizeigesetz,das sogenannte "Allge- 
meine Sicherheits- und Ordnungsge- 
setz’ (ASOG), im Abgeordnetenhaus ver- 
abschiedet werden. 

Berlin ist eines der letzten Bun- 
desländer, das sein Landespolizeirecht 
verschärft. Als Grundlage aller Landes- 
polizeigesetze dient das Gesetz von Nord- 
rhein-Westfalen.Deshalb sind ın allen 
Bundesländern die Regelungen für "vor- 
beugende Verbrechensbekämpfung” 
annähernd gleich. 

Erstmals finden sich gesetzliche 
Regelungen über Observation(Bespitze- 
lung). Einsatz von verdeckten Ermittler, 
V-Leute(IMs). sowie über Datenerhe- 
bung. Natürlich ist alles schon längst Pra- 
xis. Aber wenn etwas nicht illegal ist. 
stößt es in der Öffentlichkeit auf noch we- 
niger Interesse. Es werden mit dem neu- 
em Gesetz nur von der Polizei bedauerte 
Gesetzeslücken geschlossen. 

Die Verschärfung von Polızei- 
gesetzen begann in der BRD mit der Ein- 
führung der “Musterentwürfe für eın ein- 
heitliches Polizeigesetz in den Bundes- 
ländern” im Jahre 1974. In der Offent- 
lichkeit kritisch diskutiert wurde damals 
vor allem wegen der Einführung des so- 
genannten”Finalen Rettungsschusses”, 
oder 1983/84 gegen Datenerhebung, - 


weitergabe, -verarbeitung im Zusammen- 
hang mit der “Volkszählung”. Natürlich 
ließ sich der Gesetzgeber vom "Mob nicht 
beeinflussen. 

Auch in den neuen Bundeslän- 
dem existiert. kaum wahrgenommen. cın 
einheitliches Polizeigesetz. das sich eben 
falls an das Muster Nordrhein-Westfalen 
anlehnt. Dieses Polizeigesetz wurde noch 
zu DDR-Zeiten durch die Volkskammer 
im September 1990 im Schnellverfahren 
erlassen. 

Brandenburg fällt im Moment 
noch atıs dem Rahmen, da es dort einen 
Gegenentwurl zum Polızeigesetz. vorge- 
legt vom  Regierungskoalitionspartner 
Bündnis/90, gibt. Dieser Gesetzentwurl 
enthält die liberalsten Forderungen die ın 
einem kapitalistischen Staate möglich 
wären. Deshalb hat er auch wenig Chance 
auf Verabschiedung ım Landtag. 

Im Folgenden soll anhand von 
Auszügen aus einzelnen Paragraphen des 
neuen Berliner Polizeigesetzes verdeutlicht 
werden. welche Möglichkeiten sich für die 
Polizei durch das neue Gesetz/ ASOG er- 
geben. Vor allem der auch vorbeugende 
Einsatz gegen Vorbereitungen und Durch- 
führungen von Ordnungswidrigkeiten be- 
deutet eine erhebliche Steigerung der Polı- 
zeieingriffe in die Persönlichkeitsrechte 
Einzelner. Unter Ordnungswidrigkeiten 
fallen unter anderem Sehwarzfahren. kleı- 
ne Ladendiebstähle, Plakatieren. Sprüher- 
ein oder öffentliches Urinieren. 

Auch wenn die Gefahr besteht. 
daß beim Lesen der Gesetzesauszüge die 
Füße einschlafen, schon die Formulierun- 
gen zeigen was dahinter steckt, außerdem 
ist es immer sinnvoll die Gesetze zu ken- 
nen, die gegen einen eingesetzt werden. 
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$ 21 IDENTITÄTSFESTSTELLUNG 
I.) Die Ordnungsbehörden und die Polı- 
zei können die Identität einer Person fest- 
stellen.wenn das zur Abwehr einer Ge- 
fahr...erforderlich ıst. 
2.) Die Polizei kann ferner die Identität 
einer Person feststellen. 

|. wenn die Person sich an einem Ort auf- 
hält. 
a) von dem Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen. daß 
aa) dort Personen Straftaten von erheblı- 
cher Bedeutung verabreden. vorbereiten 
oder verüben 
bb) sıch dort Personen treffen. dıe gegen 
aufenthaltsrechtliche  Strafvorschriften 
verstoßen.... 
4. an einer Kontrollstelle, die von der Po- 
lızeı eingerichtet worden ist. um Strafta- 
ten nach $129a des Strafgesetzbuches. 
..Zzu verhüten... 
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$24 DATENERHEBUNG BEI ÖF- 


FENTLICHEN VERANSTALTUN- 
GEN/ANSAMMLUNGEN 

1.) Die Polizei kann bei oder ım Zusam- 
menhang mit öffentlichen Veranstaltun- 
gen oder Ansammlungen. die nicht dem 
Versammlungsgesetz unterliegen, perso- 
nenbezogene Daten durch Ermittlungen 
oder durch Einsatz technischer Mittel zur 
Anfertigung von Bild- und Tonbandauf- 
zeichnungen von Teilnehmern erheben, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtterti- 
gen. daß diese Straftaten oder Ordnungs- 
widrigkeiten begehen werden. Dabeı dür- 
fen auch personenbezogene Daten über 
andere Personen erhoben werden, soweit 
das erforderlich ist, um eine Datenerhe- 
bung durchführen zu können. 

2.) Bild- und Tonaufzeichnungen sowie 
ın der Datei gespeicherte personenbezo- 
gene Daten sind spätestens sechs Monate 
nach der Datenerhebung zu löschen oder 
zu vernichten, soweit diese nicht zur Ver- 


folgung von Ordnungswidrigkeiten oder 
Straftaten benötigt werden oder Tatsa- 
chen die Annahme rechtfertigen, daß die 
Person künftig Straftaten begehen wird, 
und die Aufbewahrung zur vorbeugenden 
Bekämpfung von Straftaten von erhebli- 
cher Bedeutung erforderlich ist. 


$25 DATENERHEBUNG DURCH OB- 
SERVATION UND EINSATZ TECH- 
NISCHER MITTEL 

1.) Die Polizei kann personenbezogene 
Daten durch 

2. einen verdeckten Einsatz technischer 
Mittel insbesondere zur Anfertigung von 
Bildaufnahmen oder -aufzeichnungen so- 
wie zum Abhören oder Aufzeichnen des 
nicht öffentlich gesprochenen Wortes nur 
erheben. wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß eine Straftat von erheb- 
licher Bedeutung begangen werden soll. 


2.) Personenbezogene Daten können 
durch Observation oder Einsatz techni- 
scher Mittel erhoben werden über 

l. Personen. wenn Tatsachen die Annah- 
me rechtfertigen, daß sie Straftaten von 
erheblicher Bedeutung begehen werden, 

2. Personen, wenn Tatsachen die Annah- 
me rechtfertigen, daß sie mit einer der ın 
Nr.1 genannten Personen in einer Weise 
in Verbindung stehen, die erwarten läßt. 
daß die Maßnahme zur vorbeugenden 
Bekämpfung der Straftat beitragen wird, 

3.jede Person, wenn das zur Abwehr einer 
Gefahr für Leib. Leben, Freiheit erforder- 
lich ıst 

Dabei dürfen auch personenbezogene Da- 
ten über andere Personen erhoben wer- 
den, soweit dies erforderlich ıst.... 


$26 DATENERHEBUNG DURCH EEIN- 
SATZ VON PERSONEN.DEREN ZU- 
SAMMENARBEIT MIT DER POLIZEI 
DRITTEN NICHT BEKANNT IST UND 
DURCH EINSATZ VERDECKTER ER- 
MITTLER 


1.) Die Polizei kann personenbezogene 
Daten durch 

l. Personen. deren Zusammenarbeit mit 
ihr Dritten nicht bekannt ist( V-Personen), 
2. Polizeivollzugsbeamte, die unter einer 
Legende eingesetzt werden (Verdeckte 
Ermittler) erheben über die in 25 Abs. 2 
Nr.1 und 2 genannten Personen, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtferugen, 
daß eine Straftat von erheblicher Bedeu- 
tung begangen werden soll und dies zur 
vorbeugenden Bekämpfung dieser 
Straftaten erforderlich ist. Dabei dürfen 
auch personenbezogene Daten über ande- 
re Personen erhoben werden, soweit dies 
erforderlich ist.... 

2.) Soweit es für den Aufbau oder Aul- 
rechterhaltung einer Legende unerläßlich 
ist. dürfen entsprechende Urkunden her- 
gestellt oder verändert werden. Verdeck- 
te Ermittler dürfen unter der Legende zur 
Erfüllung ihrer Aufgabe am Rechtsver- 
kehr teilnehmen. 


$ 29 PLATZVERWEISUNG 

Die Ordnungsbehörden und die Polızei 
können zur Abwehr einer Gefahr eınc 
Person vorübergehend von einem Ort ver 
weisen oder ihr vorübergehend das Betre- 
ten eines Ortes verbieten. Die Platzver- 
weisung kann ferner gegen eine Person 
angeordnet werden, die den Einsatz der 
Polizei.... behindert. 

$ 30 GEWAHRSAM 

1.) Die Polizei kann eine Person ın Ge 
wahrsam nehmen, wenn... 

2. das erforderlich ist. um die unmittelbar 
bevorstehende Begehung oder Fortset- 
zung einer Straftat oder einer Ordnungs- 
widrigkeit von erheblicher Bedeutung für 
die Allgemeinheit zu verhindern. 


Dies sind nur einige wesentliche Auszüge 
aus dem neuen Berliner Polizeigesetz. 
Mit den neuen Regelungen 
übernimmt die Polızei eine Vielzahl von 
Praktiken. die in der DDR der Staatssı- 
cherheitsdienst anwandte. Sie erhält mil 
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diesem Gesetz klassische geheimdienstli- 
che Mittel ın die Hand. Die Trennung von 
Exekutive und Geheimdiensten wird da- 
mit abgebaut. 

Vor allem im Berliner Polizei- 
gesetz wird das Eingreifen der Justiz im- 
mer weıter zurückgedrängt und die Polı- 
zei erhält immer weitere Entscheidungs- 
befugnisse. Richterliche Überprüfungen 
wurden aus dem neuen ASOG-Gesetz 
teilweise gestrichen, somit kann die Polı- 
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zei über erheblichen Zeitraum ohne Rich- 
ter wirken. 

Nicht nur ehemalige DDR-Be- 
wohner erinnert das neue Polizeigesetz an 
vergangen geglaubte Zeiten. Geheime 
Staatspolizeiliche Maßnahmen sind ım- 
mer gegen die Opposition und alle für die 
Herrschenden unliebsamen Menschen 
gerichtet. 


Käthe Kollwitz 


ERGANGENHENSBEWÄLTIGUNG IM WESTEN 
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„MAN SA6T, SIE HATTEN ÄULE Mir DEN VERANTWORTLICHEN KOKETTIERT.. 
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DDR - Linke in der 


Westberliner Alternativen Liste 
Vermittlung von DDR-Erfahrungen scheiterte im Ansatz 


Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß das Universitätsstädtchen Jena seit 
Anfang der siebziger Jahre die heimliche Hauptstadt der DDR-Basisbewegung 
war. Und nicht nur das. Es waren vor allem Jenenser, die auch nach ihrer Aus- 
bürgerung nach Westberlin ihrer politischen Heimat die Treue hielten und ver- 
suchten die Anliegen der Basisbewegung in die westdeutsche Linke einzu- 
bringen. Thomas Auerbach, 1976 im Gefolge einer von Jena ausgehenden 
Unterschriftensammlung gegen die Ausbürgerung Wolf Biermanns verhaftet 
und mit sieben anderen ausgebürgert, erzählt im Folgenden von seinen ver- 
geblichen Versuchen, in der westdeutschen Linken für die Konzeption eines 
neutralen konföderierten Deutschlands und die Solidarität von Basisbewe- 


gungen in Ost und West einzutreten. Thomas Auerbach erzählt: 


Für uns war es von Anfang an klar, daß 
wir aus einem bestimmten politischen 
Hintergrund, einem linken Hintergrund 
kamen. Wir sind zunächst zu sehr vielen 
Organisationen zu Referaten und Berich- 
ten eingeladen worden. Es gab damals in 
Westberlin noch die breite und harte K- 
Gruppen-Szene, das war die alte maoisti- 
sche KPD, die militante KPD/ML, der 
Kommunistische Bund Westdeutschlands 
und ähnliche. Wir haben auf vielen Ver- 
anstaltungen gesprochen, hatten viele 
Diskussionen. Die Gruppen haben teil- 
weise Solidarität geübt, die meisten aber 
haben versucht, uns für ıhre Zielstellun- 
gen einzusetzen. Das, was in der DDR 
passierte, wollte man gar nicht so richtig 
hören. Man wollte eine Bestätigung der 
eigenen politischen Linie, und das jede 
K-Gruppe für sich. Beispielsweise gab es 
in Wesiberlin eine große Veranstaltung in 
der Hasenheide, wo man sich eigentlich 
mit der Opposition ın der DDR auseinan- 
dersetzen wollte, aber dann der KBW ge- 
gen die KPD/ML redete und intrigierte 
und die KPD/ML gegen die KPD. Wır 
standen dabei und sagten: "Es geht ja hier 
gar nicht mehr um die Opposition ın der 
DDR, sondern um Euch und wenn Ihr so 
weitermacht, kann sich der Klassenfeind 


ins Fäustchen lachen.” 

Das waren die politischen 
Standpunkte unserer damaligen Jenenser 
Gruppe. Leute wie Bernd Markowski. 
Marian Kirstein. Wolfgang Hinkeldey. 
Kerstin Graf. Walfred Meyer und Gerd 
Lehmann. Wir sind ja als Sozialisten ıns 
Gefängnis gegangen und fühlten uns 
zunächst als politische Verwandte dieser 
K-Gruppen. Wir haben viel mit dem So- 
zialistischen Büro ın Frankfurt zusam- 
mengearbeitet. Das waren Leute, die sich 
mehr als die anderen für das interessier- 
ten. was in der DDR passierte. Wir haben, 
trotzdem es immer schwierig war, viele 
Veröffentlichungen in linken Publikatio- 
nen gemacht und haben versucht, über die 
Situation in der DDR zu informieren. 

Die K-Gruppen zerfielen dann 
Anfang der achtziger Jahre und im Zuge 
der Diskussion um Nachrüstung und 
Nach-nachrüstung ging es ab 1981. 1982. 
mit dem großen Höhepunkt 1983 um die 
Friedensdiskussion. Anfang der achtziger 
Jahre wurde die Alternative Liste ın 
Westberlin politisch aktiv. Sie setzte sıch 
vielfach aus Leuten zusammen, die aus 
diesen K-Gruppen kamen. aber es kamen 
auch Gewerkschaftsgruppen hinzu. Man 
versuchte politische Ziele zu formulieren, 
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die zunächst, wıe bei den Grünen ökolo- 
gischer Art waren. Aber das Programm 
der Westberliner AL war von Anfang an 
viel politischer als das der bundesdeut- 
schen Grünen. aufgrund der Leute. die 
aus diesen Gruppen kamen. In der AL 
entstanden eine Reihe von Bereichen. un- 
ter anderem eine Arbeitsgruppe für 
Deutschlandpolitik, die “Berlin- und 
deutschlandpolitische Arbeitsgruppe”, ın 
die wir uns eingebracht haben. Man woll- 
te ın dieser Arbeitsgruppe Anfang der 
achtziger Jahre versuchen. für die Proble- 
me der besonderen politischen Situation 
Westberlins von einem ökologischen und 
cınem linken Standpunkt her Antworten 
zu geben. In dieser Arbeitsgruppe arbeite- 
ten Leute mit, die später in der linken 
deutschlandpolitischen Diskussion sehr 
bekannt geworden sind, wie beispielswei- 
se Herbert Ammon, Walter Gruhnwald. 
aber auch der erste Abgeordnete der AL 
ım Berliner Abgeordnetenhaus. Uwe 
Tietz. Diese Leute trugen die Diskussion 
ın die AL hinein. Es war infolge der Ar- 
beit der Berlin- und deutschlandpoliti- 
schen AG Anfang der achtziger Jahre ın 
der AL Konsens, daß ein neues deutsch- 
landpolitisches Konzept angestrebt wird, 
nicht das der SPD und nicht das der CDU. 
Es gab schon damals auch von der AL 
Kritik an dem, was Egon Bahr Anfang der 
achtziger Jahre machte, die Politik der 
Anerkennung der DDR. Man hat ver- 
sucht, andere Ziele zu formulieren, und 
das zu einem Zeitpunkt. als man auch beı 
den Grünen und in der linken Szene über 
solche Dinge wie die nationale Frage zu 
sprechen begann. Das wurde in der Ber- 
lın- und deutschlandpolitischen AG der 
Westberliner AL aufgegriffen und man 
entwarf deutschlandpolitische Utopien, 
dıe durchaus über das hinausgingen, was 
für diese eingemauerte Stadt Westberlin 
im Moment wichtig war. Man sagte beı- 
spielsweise, wir müssen ın Alternative zu 
dem, was die etablierten Parteien machen, 
ein anderes Konzept für ein zukünftiges 
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Deutschland entwickeln. Deutschland 
soll aus den Blöcken austreten, Deutsch- 
land soll neutral werden, die beiden deut- 
schen Staaten sollen sıch dadurch 
annähern. daß sie eine deutsche Konföde- 
ration bilden. Das wurde formuliert in ei- 
ner Phase, in der sich die Nachrüstung 
verschärfte, in der in beiden Teilen 
Deutschlands mehr und mehr Raketen 
stationiert wurden. Wir haben ın der Ber- 
lin- und deutschlandpolitischen AG ge- 
sagt. daß wir aus diesem Teufelskreis her- 
ausmüssen. Diese Diskussion wurde übri- 
gens auch von osteuropäischen Theoreti- 
kern beeinflußt. Mitte der achtziger Jahre 
spielte beispielsweise ein Papier von 
Tschabata von der Charta 77 eine Rolle, 
der die Deutschen aufforderte. sich end- 
lich mit ıhrer nationalen Frage auseinan- 
derzusetzen. Er fügte hinzu, daß die Leu- 
te von der Charta das nicht wegen der 
schönen blauen Augen der Deutschen for- 
dern, sondern, weil sie sehen, daß dieses 
geteilte Deutschland in Europa ein Kri- 
senherd ist, der immer brisanter wird, 
wenn das so bleibt, daß sich an der inner- 
deutschen Grenze Warschauer Pakt und 
Nato gegenüberstehen und auf deutschem 
Boden immer mehr Waffen stationiert 
werden. Die Deutschen, meinte Tschaba- 
ta, müssen sıch dringend überlegen, wie 
sie damit umgehen und müssen auch im 
Interesse ihrer osteuropäischen Nachbarn 
eine Lösung ihrer nationalen Frage fin- 
den. 

Wir haben, auch stadtpolitisch, 
versucht ın diese Richtung zu denken und 
wir haben dann erstmals 1983 ın der 
westdeutschen Linken einen großen 
Durchbruch erzielt. Wir haben uns als 
ehemalige DDR-Bürger und ehemalige 
Angehörige der DDR-Opposition beson- 
ders eingebracht. Wir haben auf vielen 
Veranstaltungen landauf, landab darauf 
hingewiesen, daß es in der DDR, aber 
auch ın anderen osteuropäischen Ländern 
eine Basisbewegung gibt, die sich dort 
gegen die Raketen einsetzt, die auf die 


Bundesrepublik und den Westen gerichtet 
sind. Wir haben eine blockübergreifende 
Friedensbewegung gefordert, wir haben 
gefordert, daß wir uns mit diesen Leuten, 
die dort etwas von der Basis her versu- 
chen, solidarisieren müssen. Wir haben 
gesagt, daß bei jedem Gespräch von AL- 
Leuten und Grünen mit DDR-Offiziellen 
dieses Thema auf den Tisch muß. Wir ha- 
ben gefragt, was es bringt, wenn die AL 
als basisbewegte Organisation und offene 
Liste, in der Menschen verschiedenster 
Strömungen mitarbeiten, sich mit Funk- 
tıonären unterhält, ohne immer wieder zu 
betonen, daß es uns um geistesverwandte 
Leute in der DDR und anderswo geht. 
Wir haben natürlich auch Solidarität mit 
der polnischen Gewerkschaft Solidarnosc 
eingefordert. Das lag allerdings weniger 
im Blickpunkt der AL, die sich immer 
wieder auf Politik und Ökologie in der 
Stadt Westberlin bezog und diese großen 
Zusammenhänge nicht sehen wollte. 
Diesen Durchbruch in den Jah- 
ren 1983, 1984 mußten wir gegen harte 
Widerstände von DKP-Leuten und ihrer 
Verbündeten durchsetzen, die überall in 
der Friedensbewegung saßen. Ich erinne- 
re mich, daß die Jenenserin Christina 
Klingenberg in der AL versuchte, für das 
Berliner Abgeordnetenhaus zu kandidie- 
ren. Das wurde von der Berlin- und 
deutschlandpolitische AG unterstützt und 
vielen anderen AL-Leuten zunächst be- 
grüßt. Die Kandidatur ist dann aber da- 
mals, 1984, durch ganz üble Intrigen in 
der AL abgeschmettert worden. Es wur- 
den schon beı der Kandidatennominie- 
rung Gegenkandidaten aufgestellt. Be- 
sonders hervorgetan hat sich dabei das 
spätere Mitglied des Abgeordnetenhau- 
ses, Hilde Schramm. Sie wurde von einer 
AL-Gruppe ausdrücklich als Gegenkan- 
dıdatin zu Christina aufgestellt. Hilde 
Schramm hat damals selbst geäußert, sie 
wıll durch ihre Kandidatur verhindern. 
daß jemand wie Christina Klingenberg 
mit dieser DDR-Vergangenheit und die- 
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sem DDR-Hintergrund ins Abgeordne- 
tenhaus kommt. 

Soweit ich bisher weiß, führte 
die Staatssicherheit ab 1984 über uns ei- 
nen Zentralen Öperativen Vorgang 
“Weinberg”. Dieser Zentrale Operative 
Vorgang richtete sich gegen etwa 15 ehe- 
malige Jenenser, die sich in Westberlin 
politisch engagierten. Das war im Stasi- 
Jargon die sogenannte “Fuchs-Bande”. 
Zum “Weinberg” gehörten unter anderem 
Peter Rösch. die Klingenbergs, Frank und 
ev Rub, Lutz Leibner, ich. Roland Jahn, 
der später einen eigenen Operativen Vor- 
gang bekam. Es gab damals in Westberlin 
einen Kreis von etwa 150 zwangsweise 
oder freiwillig ausgesiedelten Jenensern, 
die mehr oder weniger versuchten, an die- 
ser Solidaritätsarbeit teilzunehmen. Es 
werden im Operativen Vorgang alle Kon- 
takte aufgeführt. die wir hatten. Mitten ın 
Westberlin wurden unsere Telefone ab- 
gehört. unter anderem auch meins. Erst 
recht wurde jedes Gespräch. das wir ın 
die DDR führten, abgehört und jedes 
Treffen mit Freunden ın Drittländern re- 
gistriert. In regelrechten Soziogrammen 
wurden unsere Kontakte beispielsweise 
mit Politikern der Grünen wıe Lukas 
Beckmann. Gerd Bastian, Petra Kelly. 
Milan Horacek und anderen untersucht. 
Bis ins Einzelne sind natürlich auch unse- 
re Aktionen und Diskussionen aufgeführt. 
Um das machen zu können, wurden wir 
mit einem Netz aus Spitzeln umgeben. zu 
denen beispielsweise Sascha Anderson 
gehörte. 

Es gab Mitte der achtziger Jahre 
eine Verhärtung der Auseinandersetzung 
in der AL um die deutschlandpolitischen 
Ziele und Visionen. die von der Berlin- 
und deutschlandpolitischen AG ın der Al- 
ternativen Liste entwickelt worden sınd. 
Diese Gruppe wurde dann beispielsweise 
als “Pickelhaubenfraktion” bezeichnet. 
man versuchte ihr Nationalısmus und 
ähnliches anzuhängen. Es gab damals ın 
der AL drei Gruppen. Die erste waren die 
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Linken, die sich vor allem um Dirk 
Schneider und die Kreuzberger AL schar- 
ten, eine andere Gruppe versuchte für die 
AL praktische Politik zu machen und 
näherte sich damals der SPD an. Und 
dann gab es die, ich sage mal realistische 
Gruppe um die Berlin- und deutschland- 
politische AG. Es entstand damals eine 
Auseinandersetzung. die sich über Jahre 
hinwegzog. Man hat sich gegenseitig mit 
Theoriepapieren behakt, die wahrschein- 
lıch ganze Aktenordner füllen. Dieses 
einmal aufzuarbeiten wäre wahrschein- 
lıch wirklich interessant. Es lief darauf 
hinaus, daß von den Parteilinken um Dirk 
Schneider gesagt wurde, in der DDR sei 
cine Vision des Sozialismus Wirklichkeit 
geworden. Wesentliche Grundvorauset- 
zungen wie das gesellschaftliche Eigen- 
tum an Produktionsmitteln seien auf dem 
richtigen Wege. Das war eine Argumen- 
tatıon, die wir schon aus den Auseinan- 
dersetzungen mit den K-Gruppen in den 
siebziger Jahren kannten. Man 
sagte, wir müssen mit denen 
diskutieren, die ın diesem Ar- 
beiter- und Bauernstaat maß- 
geblich sind und die dort et- 
was zu sagen haben. Und 
natürlich rutschte dabei ım- 
mer mehr die blockübergrei- 
fende Solidarität mit Basısbe- 
wegungen ın Osteuropa beı- 
seite. Das hörte man gar nicht 
mehr gern. 

Es kam dann zu Be- 
gegnungen von AL-Vertretern 
und leitenden Persönlichkei- 
ten ın Östberlin. Dirk Schnei- 
der war schon beı den Ge- 
sprächen der Delegation der 
Grünen mit Honecker ım Jah- 
re 1983 dabei. Er war zu die- 
ser Zeit Bundestagsabgeord- 
neter. Der Druck auf die Ber- 
Iın- und deutschlandpolitische 
AG begann zu wachsen. Es 
gelang uns, 1984 mit Hilfe des 
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Rechtsanwalts Tribowsky einen Stasispit- 
zel zu entlarven. Viele von den Freunden. 
die sich bei uns engagierten, bekamen 
Einreiseverbote in die DDR und nach 
Östberlin. Wer sich öffentlich kritisch zur 
DDR äußerte, wer Solidarität mit Basis- 
bewegungen in der DDR und Osteuropa 
kundgab, bekam sofort eine Woche spä- 
ter - das war abzusehen - Einreiseverbot. 
Das kann nicht nur Dirk Schneider an dıe 
Staatssicherheit weıtergemeldet haben. 
Es muß darüber hinaus in der AL noch eı- 
ne ganze Reihe von Einflußagenten gege- 
ben haben. Es war auch zu beobachten, 
daß diese Leute regelrecht kadermäßig 
gearbeitet haben. Wir waren alle beruf- 
stätig und haben uns gefragt, wie sie das 
machen können, daß sıe ständig Papiere 
nachschieben, wovon diese Leute leben, 
daß sıe sich so ın die politische Arbeit 
einbringen können. Sıe lancierten nach 
und nach ıhre Leute ın wichtige Positio- 
nen wie den Delegiertenrat und den Vor- 
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stand. Dirk Schneider wurde Pressespre- 
cher der AL. Er hat in dieser Funktion 
als Pressesprecher die kritischen Stim- 
men ım Publikationsorgan der Alternati- 
ven Liste, im “Stachel”, abgewürgt. Ich 
war da selbst betroffen, weil ich im "Sta- 
chel” publiziert habe. Von mir wurde 
dann nichts mehr genommen. Redakteu- 
re, die nicht auf der Linie von Dirk 
Schneider waren, wurden herausgeekelt. 

Die Situation spitzte sich im 
letzten Drittel der achtziger Jahre zu. In- 
zwischen arbeiteten in der Berlin- und 
deutschlandpolitischen AG Leute wie 
der frühere Ostberliner Oppositionelle 
Rupert Schröter. Er ist derjenige gewe- 
sen. der diese Arbeitsgruppe bis zum 
Austritt aus der AL hindurchgetragen 
hat, nachdem viele resigniert hatten, 
manche schon aus der AL ausgetreten 
waren. Schließlich sind die Mitarbeiter 
der Berlin- und deutschlandpolitischen 
AG geschlossen aus der AL ausgetreten 
und haben versucht, außerhalb der AL 
weiterzuarbeiten. Es gab den Arbeits- 
kreis “Freiheit für Andersdenkenden”. 
verschiedene Arbeitsgruppen, in der 
auch AL-Leute mitarbeiteten. Es gab 
Aktionen um die Mülltransporte in die 
DDR, Blockaden, es gab immer wieder 
Bemühungen um Solidarität mit Inhaf- 
tierten in der DDR. Kontakte mit Leuten, 
die sıch in der DDR einsetzten. Aber 
auch diese Gruppen waren wahrschein- 
lich unterwandert. Unsere Leute wurden 
immer wieder mit Einreiseverbot belegt 
und kaltgestellt. Ich selbst habe mich 
Anfang 1989 von dieser Arbeit verab- 
schiedet. 

Nachdem die Berlin- und 
deutschlandpolitische AG aus der AL 
herausgegangen war, kam es zu einer 
Neugründung in der AL. Das hat Dirk 
Schneider an sich gerissen und die Grup- 
pe war natürlich gleichgeschaltet. Von 
dort kam kein Wort der Kritik an der 
DDR mehr. Im Gegenteil, was Dirk 
Schneider und seine Leute schon immer 
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gesagt hatten. war jetzt Deutschlandpoli- 
tik der Alternativen Liste. Man setzte 
sich für die Anerkennung der DDR ohne 
Wenn und Aber ein, die Abschaffung 
der Erfassungsstelle für stalınistische 
Verbrechen in Salzgitter. Es war höch- 
stens noch in Akklamationen. die nıcht 
ernst gemeint waren, von Basısgruppen 
in der DDR oder Osteuropa die Rede. 
Dabei gab ces schon 1987. 1988 den Ver- 
dacht, daß Dirk Schneider Leute ın der 
DDR denunziert. Dieser Verdacht lıcB 
sich leider damals nicht verifizieren. 

Die Position, die wir vertraten. 
war 1987 und 1988 nicht einmal mehr 
eine Minderheitsposition in der AL und 
das empfanden wir angesichts der Ent- 
wicklung in der DDR und Osteuropa als 
schlimme Sache. Das, was wir schon 
Anfang der achtziger Jahre überlegt hat- 
ten. ist Ende 1989 dann von Modrow ın 
seinem Plan der deutschen Konfödera-t- 
on noch einmal aufgegriffen worden. 
Die grüne Bewegung und die westeu- 
ropäische Linke ist dagegen von der Ent- 
wicklung ın der DDR und anderen ost- 
europäischen Ländern total überrascht 
worden. Wir haben Anfang der achtziger 
Jahre versucht. das in die linke Diskus- 
sion einzubringen. Sie wollten das nicht 
hören. sondern konzentrierten sich auf 
das, was sie für ıhre eigenen Probleme 
hielten. Es ist jetzt natürlich leicht, auf 
dem hohen Roß zu sitzen. Aber ich den- 
ke. wenn die westdeutsche Linke mit 
den Basisbewegungen in der DDR und 
in Osteuropa zusammengearbeitet hätte. 
hätte es durchaus reale Chancen gegc- 
ben, die Entwicklung 1989 und 1990 
mitzubestimmen. 


Thomas Auerbach 
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Vorn ist das Licht ! 


Über die Westlinke und ihr damaliges Verhältnis zu 


EX-DDR lern 


In letzter Zeit, gerät auch die Linke im 
Westen immer mehr ins Kreuzfeuer der 
Stasidiskussion. 

Sie muß sich zunehmend des 
Vorwurfs der Kollaboration mit DDR- 
Funktionären erwehren. Spektakuläre 
Fälle. wie die Enthüllungen über Dirk 
Schneider oder die Selbstenttarnung von 
Tıll Meyer, geben diesen Vorwürfen um- 
langreiche Nahrung. Trotz dieser Anfein- 
dungen verhält sich die Westlinke be- 
deckt. was ıhr Verhältnis zur DDR be- 
trılft. Vergangenheitsaufarbeitung ist 
auch für sie kein gern gehörtes Wort. Ver- 
suche von Linken aus dem Ostens zu die- 
sem Thema eine Diskussion zu beginnen 
gab es schon oft. Doch leider blieb es 
beim Versuch. Deshalb auch der folgende 
Beitrag. 

In den vierzig Jahren deutscher 
Zweistaatlichkeit. verließen unzählige 
Menschen die DDR gen Westen. Unter 
Ihnen auch eine Reihe Menschen mit eı- 
ner kritischen Einstellung zu den westli- 
chen Industriegesellschaften. 

Gerade für diese war der Wech- 
sel ın die BRD oftmals die Folge einer 
oppositionellen Haltung zur DDR und 
mehrheitlich von den Herrschenden er- 
zwungen. Der Wechsel des Wohnortes 
sollte nicht gleichzeitig das Ende ihres 
politischen Handelns sein. So versuchten 
sıe sich in die West-Linke einzubringen. 
Doch sıe stießen dabei oft auf Unver- 
ständnis und hatten Probleme. ihre Erleb- 
nisse und Sicht der Verhältnisse ım Osten 
zu vermitteln. In Diskussionen kam es 
ımmer wieder zu Gegensätzlichkeiten die 
manchem Östler heute aus Diskussionen 
mit Westlinken zur Genüge bekannt sind. 

Um diesen Umstand etwas 
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näher zu beleuchten. befragten wir einen 
chemaligen DDR-Oppositionellen. der 
1988 ın die BRD übersiedelte - wie viele 
andere vor und nach ıhm verließ er dıe 
DDR über den Knast - und ın Westberlin 
erst mit der AL, einer Bürgerinitiative 
und dann der autonomen Szene ın 
Berührung kam. 


telegraph: Wie bist Du ın den Westen 
eckommen? 


Jochen(Name wurde von Red. geändert): 
Also, ıch bin 1988 durch die “Vermitt- 
lung” der Stası in den Westen gekommen 
und war das nächste dreiviertel Jahr damit 
beschäftigt. mich einzurichten und alle 
Formalitäten abzuwickeln. Ich war dann 
ganz alleine, denn wirkliche Freunde 
kannte ıch nicht ım Westen. Aber ich hat- 
te auch Glück weil mir freundliche Men- 
schen eine Wohnung vermittelten. 


telegraph: Du hattest auch keinen Kon- 
takt zu anderen ehemaligen Östlern? 


Jochen: Meine ersten Kontakte waren nur 
von politischer oder geschäftlicher Natur 
mit einigen Leuten aus dem Osten, von 
der AL. Journalisten, usw. 


telegraph: Wie kam es zu Deinen AL- 
Kontakten’ 


Jochen: Dazu muß ich sagen. daß ich im 
Östen in der Umwelt-Bibliothek Berlin 
aktıv war. Da gab es vereinzelte Kontak- 
te zu Mitgliedern der AL. Außerdem be- 
kam ıch mit, daß es eine Szene in West- 
berlin gab, die die DDR-Opposition 
kannte und für die war ich dann interes- 
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und nur wenige hatten politisches Interes- 
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Faktenwissen. 

telegraph: Was meinst du warum Men- 
schen ın Wesitberlin z.B. mehr über Nika- 
ragua wußten als über die DDR ? 


Jochen: In diesem Fall war es bei den lin- 
ken Kräften in der BRD so, daß sie sich 
zwar teilweise auf eine gleiche Ideologie 
bezogen haben wie die DDR. aber immer 
verbal. ohne reelle Beziehung zu Leuten 
ım Osten. Das was sie da betrieben haben, 
war mehr so eine Art Briefbekanntschaft. 
mit der man sich jahrelang schreibt, sie 
aber nie gesehen hat. 

Es sind zwar auch einige Linke 
rübergefahren und hatten Kontakte, aber 
die erhielten dann von der Stasi ratz-fatz 
Einreisesperren. 


telegraph: Oder wurden instrumentali- 
siert. Wie zum Beispiel Till Meyer. 
Denkbar wäre wohl auch das Autonome 
von der Stasi benutzt wurden? 


Jochen: Das ist schon richtig. Zu Till 
Meyer kann ich nichts sagen. da ich mich 
damit nicht so sehr beschäftigt habe. Aber 
von Autonomen glaube ich auch. daß es 
welche gab, die instrumentalisiert worden 
sind. Einige von ihnen fuhren für 170 DM 
zwei Wochen an den Werbellinsee (pro- 
pagandıistisch aufgezogenes FDJ- und 
Pionierlager in der DDR: Anmerkung d. 
Red.) und was sich da abgespielt hat, 
kann man sich denken. 


telegraph: Und wie war ihr Verhältnis zu 
Dir’ 


Jochen: Von den Leuten. mit denen ich 
dann zusammengelebt habe. wurde ich 
akzeptiert. Ich war ich und hatte meine 
Biographie. Wenn wirklich mal jemand 
rübergefahren ist. kam er zu mir und es 
war wieder mein Faktenwissen gefragt. 
Wo gute Kneipen sind und so. Ich habe 
dann immer versucht Leute zu vermitteln. 
damit sie mehr kennenlernen. Bei politi- 
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schen Diskussionen wurde es dann lustig. 
Da wurde zum Hungerstreik von RAF in 
Verbindung mit GRAPO (1989; d.Red), 
die Freilassung aller revolutionären Ge- 
fangenen in allen imperialistischen Län- 
dern gefordert und mein Einwurf war da- 
zu: “Toll, endlich tretet ihr auch mal für 
die Gefangenen in der Sowjetunion ein! 
Auf solche Sticheleien hat sich sofort ei- 
ne heiße Diskussion entwickelt. Und da 
bin ıch mit Leuten zusammengestoßen 
dıe eınen klaren Trennungsstrich gezogen 
haben zwischen Knast und Knast. In der 
SU würden Menschen im Knast sitzen. 
die es verdient hätten. Das war schon ko- 
misch. 
Die Gedanken liefen auf der Schiene: 
“der Feind meines Feindes ist mein 
Freund” oder “er kann ja nicht schlimmer 
sein als mein Feind”. 

Bari Geröllheimer 


Der Abschied von der Diktatur 


oder 
Das Foto der Tochter ın den Akten 


Der Historiker Golo Mann will gemein- 
sam mit dem Politiker Heiner Geißler dıe 
Berliner Stasi-Akten-Behörde schließen. 
Von Anzünden ist die Rede,von der Ver- 
nichtung der Aktenbestände,vom Zubeto- 
nieren. Der Zeitungsherausgeber Erich 
Böhme blickt in seiner "Betrachtung zum 
Wochenende” in den Abgrund und “hätte 
nichts dagegen,wenn die Spree beı ıhrem 
nächsten Hochwasser-Gang die beschä- 
menden Hauswarts-Akten der Gauck- 
Behörde mit sich fortnähme.” Die wirkli- 
chen Verbrecherfügt er hinzu. müßten 
natürlich strafrechtlich verfolgt werden. 
Der polnische Schriftsteller Andrzej Sz- 
czypiorski wirft den Deutschen eine "“rie- 
sige Dummheit” vor. Sie sollten eine po- 
litische und moralische Abrechnung mit 
der DDR-Zeit herbeiführen,auch Bücher 
zum Thema schreiben. aber nicht die Sta- 
sı-Akten publizieren. "Das ist für mich 
ein Zeichen des deutschen Masochis- 
mus..Das ist eine geistige Krankheit” ‚sagt 
er. Und da er gut schreiben kann und ıch 
seine Bücher mag, zitiere ich eine schöne 
Stelle aus scinem Gespräch in der Süd- 
deutschen: "Nun stellen Sıe sich einmal 
vor: Ein Oppositioneller war vor zehn 
oder fünfzehn Jahren schon zum x-ten 
Mal ım Gefängnis, und als er schon zum 
hundertsten Mal verhört wurde,und das 
Verhör schon zwanzıg Stunden dauer- 
te.hat er im Schein der Glühbirne etwas 
Unangenchmes gesagt. Weil er müde 


war.,weil er sich wehrlos fühlte.weıl er 


plötzlich eine Stunde der Schwäche cer- 
lebte. Das steckt nun in diesen Akten. 
Seitdem hat er weitergelitten, im Gefäng- 
nis gesessen, sich engagiert und ist zu ei- 
ner wichtigen Person ın der öffentlichen 
Meinung geworden. Plötzlich kommt so 
eine kleine Ratte von der politischen Po- 
lizei und sagt: "Moment.er war mein Spit- 
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zel.denn vor fünfzehn Jahren hat er das 


und das ge-sagt. Und jetzt muß sich der 


arme Kerl verteidigen. Jetzt muß er sa- 
gen.daß das eine Stunde seiner Schwäche 
gewesen sei,und was er sonst noch alles 
vorbringen mag. Aber warum sollte der 
chemalige politische Bandit.der ıhn ver- 
hört hat.jetzt eine Art Richterrolle be- 
kommen... Es gibt schr viele falsche Do- 
kumente. Deswegen verzichten wir ın Po- 
len weitgehend auf Nachforschungen. wie 
sie jetzt in Deutschland betrieben wer- 
den...” Ein wunderbares Stück Prosa. 
Mitleid ergreift uns mit diesem politi- 
schen Häftling. Empörung über den Stası- 
Bandit. den Vernehmer oder Führungsof- 
fizier. Szezypiorski hat Recht.Er komm 
aus Polen.die hatten mehr Oppositionelle 
als die DDR. Er sicht durch. Hat vieles 
selbst erlebt. Schreibt tolle Bücher. Tritt 
für Versöhnung ein.für ein anderes.ni- 
veauvolles Erinnern.ein literarisches zum 
Beispiel. 

Aber.Andrzej Szczypiorski.und 
doch widerspreche ich Ihnen. Bleiben wır 
sehr konkret.bleiben wir bei Ihrem Beı- 
spiel: Auch ich saß im Gefängnis.kenne 
Verhöre ohne Pause,sah den Schein der 
Glühbirne. oder besser der Leuchtstoff- 
röhre. (Es war später.in unserer nahen. 
modernen Zeit.) Gut,man verweigert die 
Aussage.hält es durch über Tage.viel- 
leicht Wochen.mitunter länger. Und dann 
kommen diese Augenblicke,von denen 
Sie so enorm sprechen, Minuten der 
Schwäche.des Weinens, des Bemühens. 
irgendwie rauszukommen. Dann fäng! 
man sich wieder, wird hart, trennt ab, das 
Wörtchen “egal” kommt, oder "zehn Jah- 
re? Na und!” Solche Worte kommen dann 
und werden gelebt. Aber die Aussage.der 
Name.das kleine Einlenken kann stehen 
in ihren Papieren, vielleicht noch mit eige- 
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ner Unterschrift. Es kann harmlos sein. 
unwichtig, nicht brauchbar gegen andere. 
aber doch bohrt es ınnen.wıe lang ist die 
Spur dieser Augenblicke ım Schein ihrer 
Bürolampen! Und dann.das ıst die ande- 
reVariante, Andrze)Szezypiorski. Kann so 
etwas passieren: Die kleine Ratte der po- 
tischen Polizei oder der von ihm geführ- 
te "ZI. Zelleninformant.geht später um- 
her behauptet etwas.geht zu Zeitungen 
und Verlagen. da hat einer etwas veröl- 
fentlicht über den Knast. Er hat sıch ganz 
anders verhalten.hat "gesungen usw... 
Oder heute.im Jahr 92.kommı ein Ver- 
nehmer Groth in die Cafe 's der Bürger- 
rechtler (siehe "telegraph” 1/2 92 und 
nächstes Heft) und läßt seine Stories vom 
Stapel. Kein politischer Häftling hatte bıs 
heute eine Seite,ein Blatt Papier,cinen 
Beweis zur Verfügung. Nur das Erleb- 
nıs.den Bericht.das Zeugnis.Bei mir wur- 
de ein "ZT eingesetzt.um nach der Hafı 
ın Westdeutschland solche Geschichten 
über mich zu erzählen. Es war cine einge- 
fädelte und fortgesetzte "Zersetzung ‚sie 
traf mich.quälte auch. Wissen Sıe,wie cr- 
leichtert ıch war.jetzt die Fakten zu fın- 
den? Meine “Vernehmerprotokolle”.das 
Standhalten und auch die Augenblicke 
der Schwäche. Vernichtet sollen die Da- 
ten über ihre Taten werden ? In die Spree 
gekippt wie Schnee ‚einbetoniert wıe der 
Reaktor von Tschernobyl’? In Polen gab 
es ımmer wieder Perioden des Aufat- 
mens.Phasen der Befreiung. In der DDR 
nicht. Erst heute haben wır ıhre ekelhaf- 
te,über die gesamte Gesellschaft gebreite- 
te Konspiration.ihre "operativen Maßnah- 
men ‚die auch vom Geheimnis lebten.ct- 
was enttarnt.Es sind große Verbrechen. 
keine kleinen Blockwartspitzeleien. Die 
gab es natürlich auch. Aber das ıst nicht 
das.was ın den Akten der bekämpften Op- 
position.in den "Operativen Vorgän- 
gen” ,hauptsächlich vorkommt. Wir waren 
weniger als Ihr ın Polen.das stimmt. Es 
gab außerdem eine direkte Rutsche über 
die deutsch-deutsche Grenze für viele die 
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Rettung vor jahrelanger Haft.manchmal 
sicher auch vor dem Verlust des Lebens 
:der Häftlingsfreikauf.der Menschenhan- 
del.den das Regime erfolgreich und schä- 
big praktizierte. Wir waren wenige.das 
stimmt. Aber nach dieser Diktatur- und 
Tätervergangenheit ab 33 vielleicht nicht 
zu wenige. Ich möchte zuhören.auch an- 
dere begreifen.mit Adam Michnik disku- 
tierte ich neulich Stunden. Aber ich 
möchte nicht belehrt werden. Und ich bit- 
te darum,eine Information zur Kenntnis 
zu nehmen.offenbar ıst noch viel Un- 
kenntnis unterwegs über diese Akten und 
dıe Handlungen der Stasi: Ich fand in ei- 
nem häßlıchen blauen Ordner das Foto 
meiner Tochter Lili. Sie war ein Jahr 
alt.dieses Foto stand in meiner Zelle.am 
Glasziegelschacht. Andere fanden per- 
sönliche Briefe,die abgefangen wurden 
von einer "M”- Kontrolle.der Postkon- 
trolle,sie war nie angekommen. Jetzt.erst 
am Tag dieser Aktenöffnung.trafen sie 
ein. Bündelweise nahmen Bürgerrechtler 
mit nach Hause,was ihnen gehörte.weg- 
genommen beı konspirativen Wohnungs- 
durchsuchungen. Den Grundriß unserer 
Wohnung in Westberlin.nach der Ausbür- 
gerung.fand ıch ın den Kopien eines be- 
[reundeten Pfarrers. Darunter präzise ver- 
merkt der Weg der Tochter zur Schule. 
wie sie geht, wie viele Minuten sie 
benötigt. In den Akten der Abschieds- 
brief der Mutter meiner Frau.die nach ei- 
nem Stası-Verhör Suizid beging.in einem 
Umschlag die letzten Fotos.Originale. 
Verstehen Sie, warum ich nicht will.daß 
etwas weggeschafft, weggemacht. zube- 
tonıert oder ın die Spree gekippt wird’ 
Diese Vorschläge und Ratschläge sind 
vielleicht gut gemeint. Aber sie zeugen 
von Unkenninis.sind fixiert auf die klei- 
nen Spitzel.die oft selbst zerbrochenen 
“IMs”. Ich bitte um Respekt. Ich bitte 
darum.,an das Foto meiner Tochter Lili zu 
denken. Zehntausende von Politisch-Ver- 
folgten werden solche Funde 
machen.wenn das Öffnen dieser Akten 
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hoffentlich fortgesetzt wird. Ich ertrage 
die Abstraktheit dieser Diskussion 
nicht,nicht das Reißerische kleiner Boule- 
vard-Blätter,nicht das Wohltönende sehr 
ferner Reden aus den Höhen des Parla- 
ments oder den Chefetagen einer großen 
Volkspartei. Oder einer anderen. 

Ich bitte Sie,Andrzej Szczypiorski,weil 
Sie es wissen,weil Sie es in Ihren 
Büchern beschreiben,und weil Sie es 
selbst erlebten,ich bitte Sie, zumindest die 
Entnahme der persönlichen Gegenstän- 
de,die bis heute eingepreßt in Akten la- 
gern,richtig zu finden. Uns diese Qual 
und diese Rettung nach den Jahren der 
Diktatur (und nach den anderen Jahren 
der Diktatur über andere) zuzugestehen. 
Etwas wegzuschaffen und wegzuma- 
chen,das hatten wir doch schon. Das ist 
nicht dıe humane Orientierung. Das ist 
auch nicht die Milde,die wir dringend 
brauchen,der Wärmestrom.der uns verlo- 
renging. Diese Akten sind ekelhaft auch 
das soziale “Hinrichten” von kleinen Zu- 
trägern ist es. Aber die Herren Generäle 
feıxen noch,sie sitzen vor Fernsehkame- 
ras und sprechen von der “Notwendigkeit 
der Dienste”. Wir sind ziemlich allein, 
Andrzej) Szezypiorski,einsam und fTrö- 
stelnd vor diesen Papierbergen,vielleicht 
eine winzige Gruppe. Ich weiß nicht,ob 
wir durchkommen,ob wir das perverse 
Geheimnis dieser Stasi-Gesellschaft lüf- 
ten und so entmachten können. 

Ich bitte Sie,an das Foto meiner Tochter 
zu denken.das ich in einem Band von et- 
wa vierzig a 300 Seiten fand.in einem 
grauen Umschlag. 

Dafür wühle ich alle Regale durch. Dafür 
kämpfe ich gegen alle.die etwas anzün- 
den oder wieder zuschließen wollen. Die- 
se “persönlichen Dinge” abzugeben bei 
den “Effekten” sind ein Teil von uns.Sind 
unsere Würde,unsere Erinnerung.unser 
menschliches Zucken “ım Schein der 
Glühbirne”. Sie herauszuholen aus den 
ekelhaften neudeutschen Papierbergen 
der Täter ist ein Abschied von der Dikta- 
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tur. Auch eine Rettung. Auch eine Selbs- 
trettung. Sie darf nicht verwehrt werden. 
Jürgen Fuchs 


ERKLARUNG 


Am 22.-23.02. fand eine Veranstaltung 
der Ev.-Akademie in Ostberlin statt, bei 
der folgende Erklärung, mit einem An- 
schreiben für die Bundestagspräsiden- 
tın, verabschiedet wurde: 

Wir möchten unsere Stasi- Akten 
sehen. Wir wenden uns entschie- 
den gegen jeden Versuch das Sta- 
siunterlagengesetz außer Kraft zu 
setzen. Wirfühlen uns mündig ge- 
nug mit unserer eigenen Vergan- 
genheit verantwortlich umzugehen. 
Deshalb fordern wir, den Bundes- 
beauftragten Joachim Gauck und 
seine Behörde so zu unterstützen, 
bis eine zügige Bearbeitung aller 
Anträge auf Akteneinsicht möglich 
wird. 

(170 Unterschriften) 


Eine Welt - Laden 


des 
BAOBAB 
Infoladen Eine Welt e.V. 


in der Wichertstr. 51 im Prenzlauer Berg 
(Nähe S-Bahnhof Prenzlauer Allee); 1071 (Ost)Barlin 


Bei uns findet mannfrau: 


Infomaterıal für Aktionsgruppen 
Produkte aus dem alternativen Handel mr der "3.Welt* 
Produkte aus kontrolliert- biologischem Anbau 

Umweltschutzpapıer 


und zwar: Mo.-Fr. von 10:00 Uhr - 18:00 Uhr 
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HUT AB GENOSSEN 


ee a: und Daten. zu erhal- 
ten.” 


Besser könnten wir eine der we- 
sentlichen Intention für unsere Aufarbei- 
tung des Komplexes Staatssicherheit und 
anderer gesellschaftlicher Strukturen der 
Ex-DDR. auch nicht formulieren. 

Nach jeder neuen “Enthüllung” hören wir 
von Menschen aus der Ex-BRD, die sich 
selbst als links bezeichnen. die Vorwür- 
fe, wem nützt die “Stasihysterie”. das 


lenkt nur von wesentlichen aktuellen Pro- 


” sind uns. die DDR. Eosnon 


vorgegangen wäre. “ Härter als die Stasi 
und unter Umständen mit Walfengewalt”. 
Deutlicher hätte der “Kämpfer für eine 
gerechte Sache” die geistigen Wurzeln 
nicht interpretieren können-die Stalins. 
Eine Aufarbeitung des Stalinismus, das 
zeigl die Stasidiskussion. hat sich in der 
Praxis der BRD-Linken nie wirklich nie- 
dergeschlagen. 

Vom Westen aus wurde die Op- 
position in Ost- und Mitteleuropa zu kei- 
ner Zeit in ihrer unterschiedlichsten Viel- 
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ı ch denkenden“ en werden im- 


seitigkeit wahrgenommen. Einzig konter- 
revolütionate ee wurden ihr zuge- 


a und die u zu schließen, 
Hier ist man sich dann komischerweise 
einig mit Diestel. Sißmuth und Co. mit 
den BRD Geheimdiensten., was, wenn ich 
mich richtig erinnere, als Klassenstand- 
punkt bezeichnet wird. Irgendwo ist das 
alles auch verständlich. Eine andere Posi- 
tıon würde ja heißen über eigenes Denken 
und Verhalten, über eigene Enttäuschun- 
gen und Fehler, eben über die eigene Ver- 
gangenheit nachzudenken. Und das 
schmerzt. 

>» Auch von anderen.:'fortschritt- . 


sie vier Fragen von Wanja Abramows- 
kı(ehemaliger Hauptmann des MfS und 
seit 1989 Mitglied des Neuen Forum). 
- Durfte die DDR überhaupt einen Ge- 
heimdienst haben ? 
- Hatte die DDR ein historisches Exi- 
stenzrecht 

War: “ Sozialismus” 
drückung machbar ? 
- Welche Mittel darf: ein Mensch, ein 
Staat zur Durchsetzung politischer 
Zaele nicht anwenden ? 
Diese Fragen sind nicht nur für das Ver- 


ohne Unter- 
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stehen des Staates DDR und der gesamten 
Entwicklung der sozialistischen Bewe- 
gungen, Parteien, Staaten in diesem Jahr- 
hundert wichtig, sondern vor allem auch 
für die Zukunft. 

Eine verklärte Einstellung zur 
ehemaligen DDR verwundert um so 
mehr. Die Tatsache, daß die DDR über 
haupt nichts mit Sozialısmus zu tun hatte 
wird verdrängt. Schalk war der Busen- 
FREUND von Strauß. Mielke ein Sozialı- 
sten- Schlächter vom spanischen Bürger- 
krieg bis Oktober 1989. Die Staatssicher- 
heit arbeitete mit westeuropäischen Fa- 
schisten zusammen und verweigerte jüdı- 
schen Organisationen den Einblick ın die 
Kriegsverbrecherarchive. 

Dies alles ıst längst bekannt. 
aber ohne Auswirkungen auf das Denken 
linker Gruppen. Die Einen verwechseln 
immer noch demokratischen Sozialismus 
mit bürgerlicher Demokratie, die Ande- 
ren lehnen Selbstkritik aus Angst vor An- 
feindungen und Selbstzerfleischung ab. 

Daß die Systemerhalter der bür- 
gerlichen Gesellschaft. von Journalisten 
bis zum Bundestag, versuchen, den Kal- 
ten Krieg ım Nachhinein zu gewinnen. Ist 
klar. Ein “Sieger” braucht Verlierer. De- 
nen wird mit unglaublicher Peinlichkeit 
noch das Totenkleid geklaut. Einem halb- 
toten Ex-Minister, ehemaliger Verhand- 
lungspartner-nun ohne Macht, stiehlt man 
ım "Goldenen Knast” seinen Lederhut. 
Über solche kindischen Aktionen, könn- 
ten wir lachen, schickten sıch die Rächer 
nicht an. ernsthaft und tödlıch. die Welt 
zu regieren. 

Der Begriff "DDR-Identität” 
(die meisten Ostdeutschen verstehen dies 
nicht als nachträgliche Akzeptanz der 
ehemaligen DDR-Regierung) läßt schein 
bar dıe “Sieger” immer noch ım Schlaf 
erschaudern. Natürlich sınd die "Sieger" 
vehement bemüht, dıe "“Enthüllungen” 
auf das Gebiet der Ex-DDR zu beschrän: 
ken. 

Schwieriger wird es mit Ten- 
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denzen unter ostdeutschen Oppositionel- 
len. Oft scheint es vor allem darum zu ge- 
hen. alte Rechnungen zu begleichen und 
die eigene Rolle in der Zeit der Oppositi- 
on aufzuwerten. Von historischer Aufar- 
beitung und Weiterführung des Kampfes 
gegen momentan bestehende Geheim- 
dienste und für die Verwirklichung ele- 
mentarster Grundrechte keine Spur- 
Dafür aber ist die radikale Offenlegung 
des Komplexes Staatssicherheit eine Vor- 
aussetzung und Chance! 


Nr. 91 Februar/März 92 
Zum aktuellen Tarifspektakel 
Neues zum Konflikt bei »Pongs« 
Debatte: 
Anarcho-SyndikalistInnen 
in die Betriebsräte? 


Interview mit Sascha von der SMOT 


Eisenhüttenstadt wird abgewickelt 


Todesstrafe 
Internationale A-Szene 


Das alles und vieles mehr im Abo, 
6 x Ausgaben schlappe DM 12,- pro Jahr 
(Probebeft kostenlos) 
u »direkte aktion« 
X Grünebergstr. 81 
2000 Hamburg 50 
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Kundschafter im Lager des Gegners? 


Der Jenenser Thomas Grund wollte von 1976 bis 1981 ım Inte- 
resse seiner Freunde mit der Staatssicherheit zusammenarbeiten 


Wır sıtzen ın der altbäuerlich belassenen gemütlichen Küche der Landkommune 
ın Schmölln bei Jena. Hinter dem Dorf droht die Leuchtenburg - für die meisten 
der Anwesenden im Krisenfall als Internierungslager vorgesehen. Einige sollten al- 
lerdings sofort liquidiert werden. Am Tisch sitzen unter anderem Walter Schilling, 
Pfarrer ın Braunsdorf und Vater der Offenen Jugendarbeit in der DDR, Thomas 
Grund (Spitzname Kaktus), Jahrzehntelanger Mitarbeiter der Offenen Arbeit Jena, 
jetzt Streetworker, der ın Jena rechte Jugendliche betreut und seın Kollege Uwe 
Kulisch, früher Mitarbeiter der Ostberliner Offenen Arbeit. Unter Mitgliedern so- 
genannter "staatsfeindlicher Zusammenschlüsse” unterhalten wir uns über die 
Zeıt, ın der Kaktus sıch als Inoffızieller Mitarbeiter "Matthias" anwerben ließ, um 
seine Freunde zu schützen Im folgenden Gespräch geht es um Chancen, Proble- 


me und Scheitern dieses Versuchs. 


“telegraph”: Kaktus, im “Abschlußbe- 
rıcht zum IM-Vorgang “Matthias” findet 
sich jetzt die Notiz, daß Du “im Rahmen 
des Abschlusses des OV “Pegasus” durch 
Zerschlagung und Inhaftierung einer 
staatsleindlichen Gruppe” von der Staats- 
sicherheit angeworben wurdest. Gemeint 
ıst natürlich die Verhaftung von Thomas 
Auerbach. Bernd Markowsky und fünf 
weiteren Jenensern. die sich an der Orga- 
nisierung einer Unterschriftensammlung 
gcgen die Biermann-ÄAusbürgerung im 
Jahre 1976 beteiligt hatten. Ist es richtig. 
daß Du damals Inoffizieller Mitarbeiter 
geworden bist’ 

Kaktus: Ich wurde damals in Zusam- 
menhang mit den anderen Leuten von der 
Staatssicherheit vernommen und habe. 
soweit ıch jetzt aus dem Vernehmungs- 
protokoll entnehmen kann. mich auch gut 
geführt. Ich war ja auch noch relativ neu 
und wußte nichts von der Sache. Dann 
wurde ıch noch einmal am Samstag be- 
stellt und es ging dabei um die Junge Ge- 
meinde Stadtmitte. Der Stasioffizier, ein 
Herr Würbach. sagte mir, man wolle gern 
einen Mißbrauch der Jungen Gemeinde 
verhindern. Man denke daran. die Junge 
Gemeinde nicht zu zerschlagen. aber der 
Mißbrauch durch den Klassenfeind müs- 
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se unterbunden werden. Er bot mir an, 
weitere Gespräche mit ihm zu führen. Ich 
hatte dabei schon ein ziemlich ungutes 
Gefühl und soweit ich mich erinnere, bin 
ıch gleich nach dieser Vernehmung zu 
Walter Schilling nach Braunsdorf gefah- 
ren. 

“telegraph”: Du warst wie viele Jenenser 
Oppositionellen demokratischer Sozialist 
und wolltest auf keinen Fall zulassen, daß 
Euch der Klassenfeind mißbraucht’ 
Kaktus: Nein. ich habe mir auch bei spä- 
teren Treffen dieses Gequatsche immer 
schweigend angehört. Er sollte nicht mit- 
krıegen, wie ıch tatsächlich denke. Ich 
hatte natürlich ırgendwie tatsächlich so- 
zialistische Vorstellungen, aber mit die- 
sem Unsinn vom Klassenfeind habe ich 
das nıe verbunden. 

Walter Schilling: Es war damals eine be- 
sondere Situation. Mitte der siebziger 
Jahre haben wir in diesen sogenannten 
Gruppen gemerkt. daß wir in diesem 
Land nicht leben können, wenn wir nur in 
Abwehrhaltung stehen. Wir müssen ir- 
gendwann mit staatlichen Stellen reden. 
Kaktus: Das Schlagwort war damals 
"Weg durch die Institutionen". 

Walter Schilling: Nein, ich denke min- 
destens für mich war das schon 1973 vor- 


2 


Bi Sera _EO Jura 


Dienzteinheit 


4438/23 


Auskunftsbericht 


Schreibmaschine ausfüllen — 


01/0426 81° 


(In Blockschrift oder mit 


Reg.-Nr. un Y SUR 
IM-Art Fr PERS 


Decknane 


Pseudupersonalien 
(auch ehemalige) 


R Strong geheiın! 
75 X. Ani Eine 


Datum des ‚ Ausfüllens 


Aufnahmejiahr 


19 77 


Datum der Werbung _..,2 C4 79 


geworben durch DE / Mitarbeiter Bv_ Gere N jeus kıpt in Wut bar a __ 


Personalien 
ivasııc * ‘, dr » f Yuvııa€aıııcaı * (abussisasııc ee /# 7 ODbir LS 
Geburtsname weitere Namen 


Geburtsdatum 7 re 3",$3 Geburtsort/Kreis/S Staat Pa 
Künstlernamen, s itznamen usw. ' kak kr 
Geschlecht. msn Lıch religiöse Bindung waug - LET kan nu 


Jaltje lal3l219 


weitere Angaben zur Person lt. Personalausweis 


a krs. Jen Ei DDR 


Den sonenkennzahl 


besondere 


Grole _ E u Augenfarbe Ar cur: JrünKennzeichen _ 
Shaltangehbispeilt DDR _ 

Fumilienstand de schwere 
Geburtsjahre der Kinder 7 PT 


soziale Herkuntt/jetzige sozial soziale Stellung Rıbeiker 


—— [11 1  - oo — Do - 


Nationalität fr wer e Le 


led. Jverh. ../getr. leb leb Igesch. [verw./ ‚[Ehegemeinschaft _ 


Wohnanschriften*” (Ort, Straße, Haus-Nr., Zeitraum, auch bel Nebenwohnung) 


I 7 UP 70000070070 nm m 


7553-198 Hw. 4 
AauEg Ki 64 


bei. Es ging um Beeinflussung der Institu- 


tionen. Frieder Burkhardt von der Dresdner 


Weinbergsgemeinde hat damals gesagt 
“Provokation zur Güte”. Das war so ein da- 
malıges Schlagwort. Wie können wir die 
Staatsgewalt beeinflussen? Das haben da- 
mals einige Leute versucht, unter anderem 
auch ıch. Meine Gespräche mit einem 
Staatssicherheitsoffizier liefen vor der Bier- 
mann-Geschichte. 1976 war es dann schlag- 
artig aus. Da hatte ich dann keine Lust 
mehr. Wir haben damals angenommen, daß 
die einen Zentralcomputer haben, ın den al- 
les hineinfließt. Wenn auch Informationen 
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von uns dort hineinfließen. könnte das doch. 


haben wir gesagt. zu mehr Objektivität der 


Staatssicherheit führen. Daß das nicht funk: 
tionıert, haben wir später gemerkt. 

Die zweite Besonderheit der Sı- 
tuation war diese Unterschriftensammlung 
gegen die Biermann-Ausbürgerung. Es soll- 
te eine Aktion in vielen Städten werden und 
es war sauber aufeinander abgestimmt. Ich 
hatte beispielsweise die Listen für Dresden. 
Es ging eine Liste nach Erfurt. eine nach 
Naumburg. Die Listen waren noch unter- 
wegs, da kam am nächsten Tag dieser 
Schlag. 
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Kaktus: Walter hatte seine Unterschrif- 
tenlisten noch. Soweit ich mich entsinnen 
kann, hat er sie in seiner Unterhose ver- 
schwinden lassen, als dıe Stası bei ıhm 
anklopfte. 

Walter Schilling: Richtig. Ich war der 
einzige, der noch geunkt hat. Alle ande- 
ren sagten. daß es gut ıst, daß endlich mal 
etwas los ist. Dann kam dieser Tiefschlag. 
Acht Mann wurden in Jena verhaftet, die 
anderen haben wir erst später mitgekriegt. 
Wir wußten erfahrungsgemäß, daß da- 
nach dıe zweite Verhaftungswelle und 
dann dıe dritte kommt und fragten uns, 
wer sonst noch dran ist. Bei mir waren sıe 
einige Male in Braunsdorf und dann ha- 
ben sie mich zum Staatsanwalt geschafft. 
Der hat nur lapidar gesagt. “Noch eine 
Aktivität von Ihnen und ich erlasse Haft- 
befehl. Sie können wieder gehen!” Ich 
wußte, die Geschichte kippt. Kein 
Mensch wußte, was aus der Sache wird. 
Alle waren nervös. 

In dieser Situation kam Kaktus 
zu mir und sagte: "Bei meiner zweiten 
Vernehmung habe ich das Angebot be- 
kommen, daß dieser Stasioffizier sıch 
gerne weiter mit mir unterhalten würde.” 
Ich habe gewußt, daß Kaktus mit dieser 
Unterschriftenangelegenheit nicht bela- 
stet war. Wir haben überlegt, ob wır das 
machen. Wir haben uns davon verspro- 
chen. daß bei einem solchen Gespräch dıe 
Zielrichtung der Staatssicherheit klar 
wird. Unser zweites Interesse war, Infor- 
mationen zu geben. dıe die Beteiligung 
von Leuten verharmlosen. Unser Haup- 
tinteresse war, ihnen beizubringen, daß 
wir nicht so sind, wie sie uns sehen, daß 
wir eigentlich auf der Seite dieses sozialı- 
stıschen Staates stehen, der leider noch 
keiner ıst. Man darf das nicht aus der heu- 
tigen Sicht oder aus der der achtziger Jah- 
re betrachten. Ich habe dazu noch Kaktus 
für geeigneter gehalten als andere Leute. 
weil er ein reagierender Mensch ist und 
erst eınmal den anderen kommen läßt. 

Im Unterschied zu den Ge- 
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sprächen, die ich vorher geführt habe, und 
die ganz offen waren, haben wir in die- 
sem Fall eine Zeit lang, solange die Ver- 
fahren schwebten, ein verdecktes Verfah- 
ren zugelassen. Aber es war geplant, suk- 
zessive Öffentlichkeit zuzulassen. Erst 
später haben wir begriffen, daß das nicht 
mehr so richtig geht. Wir haben uns 
außerdem vorgenommen, regelmäßig 
rückzukoppeln. im Nachhinein muß man 
sagen, daß das zu selten geschah. 
“telegraph”’: Was heißt "Rückkoppeln”? 
Kaktus hat Walter berichtet, aber nicht 
nach jedem Gespräch? 

Kaktus: Walter wohnte ın Braunsdorf 
und der Informationsaustausch passierte, 
wenn wir uns sahen. Ich kann mich jetzt 
nicht an einen so dringenden Fall erin- 
nern, daß ich deshalb nach Braunsdorf ge- 
fahren wäre. Ich habe ja ab Anfang 1977 
nach und nach einige Jenenser eingeweiht 
und hatte die Erwartung. daß sıe zurück- 
fragen werden. Das ist leider nicht pas- 
siert. 

Walter Schilling: Also hinsichtlich des 
Treffens in der CSSR mit den ausgebür- 
gerten Freunde haben wir beispielsweise 
auch beraten. Wir haben überlegt, was 
besser ıst. Nichts darüber sagen oder zu 
sagen, welche Leute fahren. Wir waren 
damals beide der Meinung, daß es viel 
besser ist, uns für die Stasi durchsichtig 
zu machen. Wenn sıe wissen, daß zwan- 
zig Leute dorthin fahren, brauchen sie 
nicht ihre Paßkontrolleinheiten mobilisie- 
ren und sonst etwas. Wenn sie es verhin- 
dern wollen, tun sie das ohnehin. Das war 
damals unsere Meinung. 

Kaktus: Es ist damals aber auch so ge- 
laufen. Sıe haben es nicht verhindert. Bei 
der Polenreise später habe ich ihnen den 
engen Kreis mitgeteilt, der fährt. Daß es 
dann 25 wurden, wußten sie nicht. 
Walter Schilling: Wir haben ein Doppel- 
spiel gespielt. Es sah so aus, als wenn 
Kaktus für diesen Stasioffizier Würbach 
arbeitet, in Wirklichkeit hat er für uns ge- 
arbeitet. Ich habe mich wirklich als 
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Führungsoffizier gefühlt. So verrückt war 
das. 

Aber es sınd eben gleich von 
Anfang an Pannen passiert. Kaktus hat 
zwei wesentliche Fehler gemacht. die 
mich sauer gemacht haben, aber nicht 
mehr korrigierbar waren. Alle Führungs- 
offiziere der Staatssicherheit haben ver- 
sucht, mit ihren Kontaktleuten auf das 
“Du” zu kommen und Kaktus hat sich auf 
dies "Du" eingelassen. Der zweite Fehler 
war. daß sich Kaktus auf Treffen ın einer 
konspirativen Wohnung eingelassen hat. 
Da war ich noch wütender. Ein Cafe wä- 
re vielleicht sinnvoll gewesen, nicht aber 
eine Konspirative Wohnung. Das war aber 
dann nicht mehr zu korrigieren. 
Kaktus: Aber da war eben auch eın an- 
deres Problem. Wir haben uns am Anfang 
an den verschiedensten Punkten getrof- 
fen, mal in einem Hotelzimmer des 
“Bären”, mal in einem Zimmer des Gä- 
stehauses der Uni. Das war mir unange- 
nehm, weıl ıch nıcht wußte, wen man 
trifft und wie das gedeutet wird. Ich hatte 
natürlich Angst. daß mich jemand mit 
dem Führungsoffizier sıcht und herumer- 
zählt, daß ıch beı der Stası bin. Deswegen 
kam mir das mit der konspirativen Woh- 
nung gelegen, die ın einem anonymen 
Neubaublock war. 
“telegraph’”: Das war in Jena-Neulobe- 
da’ 
Walter Schilling: Ja. und diese konspira- 
tive Wohnung ist extra für Kaktus einge- 
richtet worden - die "IMK/KW Hanna 
Kaktus: Die Wohnung gehörte einer al- 
ten Dame. die Würbach kannte. Immer 
wenn wir kamen. war sie nicht da. 
“telegraph”: Hast Du eine IM-Erklärung 
unterschrieben, hast Du einen Deckna- 
men gehabt und hast Du das gewußt 
Kaktus: Nein, ich habe nie eine Bereilt- 
schaftserklärung unterzeichnet. Mit den 
Decknamen “Matthias” ging das so los. 
daß Würbach sagte, es könne ja sein. dab 
ich ihn dringend erreichen muß. Er woll- 
te, daß ich einen Decknamen annehme. 
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Ich habe gesagt. daß ich den nicht brau- 
che, weil wir ja schließlich einander ge- 
genübersitzen. Er meinte dann. daß es 
wichtig wäre, wenn ich bei der Stası an- 
rufe, damit dort niemand weiß. wer ıch 
bin. Ich habe dann den Namen nur zwei- 
mal benutzt, jeweils als ich ıhn mal ange- 
rufen habe. Das war 1978 und 1979. Da 
tauchten bei mir zwölf- oder dreizehn- 
jährige Kinder auf, die aus dem Heim 
ausgerissen waren. Ich hatte Angst. daß 
die Stasi mir die Kinder untergeschoben 
hat. um mich zu testen. Ich habe Würbach 
angerufen und das Problem geschildert: 
daß ich nicht zur Polızei gehen will, weıl 
das den Jungs nichts nützt. Das eine mal 
sagte er mir. ich soll versuchen. den 
Heimleiter zu erwischen. Das war der 
einzige Vertraute des Jungen. Ich habe 
den Heimleiter angerufen und der hat die 
Bullen zu mir geschickt. 

Bei dieser Gelegenheit habe ıch 
den Namen benutzt, weıl es so abgespro- 
chen war. Ich hatte dann auch Angst. daß 
jemand anderes von der Stası mitkriegt. 
daß ich dort anrule. 

"telegraph”': Wie oft habt Ihr Euch dort 
getroffen und wie lief das ab’ 

Kaktus: Ich habe mich mit Würbach mo- 
natlich getroffen. Wir saßen da rum und 
es gab ein Schema. das jedesmal ablıef. 
Er fragte, wie es mir geht, was ıch mache 
und bla-bla. Manchmal habe ıch dazu cet- 
was gesagt, manchmal gab es nichts zu 
sagen. Dann sind wir verhältnismäßig 
schnell zum Thema gekommen. Er lragte., 
was die Junge Gemeinde macht und was 
wir vorhaben. Ich habe ıhm das erzählt 
und habe mich dabei bemüht, ıhm auch 
zu erklären. warum wir das machen. Von 
ihm kam dann immer wieder die Anzap 
lung. daß ich versuchen soll zu erreichen. 
daß nicht so viel Leute kommen. "Da 
kann doch leicht etwas passieren, mein- 
te er. "das paßt doch nicht ins Stadtbild. 
Ich habe ihm dann ımmer gesagt: "Klar, 
wir versuchen das. Da gibt es halt keın 
Bier und wir machen weniger Werbung. 


telegraph 3/92 


Im Endeffekt haben wir es doch gemacht 
und ich konnte sagen, daß ıch halt nur ei- 
ner bin und die anderen ihre Meinung 
durchgesetzt haben. 

Walter Schilling: Dieses erste dreiviertel 
Jahr. als die Gefangenen in Karl-Marx- 
Stadt saßen, war sehr hektisch. Ich weiß 
noch, wie mich ausgerechnet Rechtsan- 
walt Schnur mal beiseite nahm und sagte: 
“"Warmt die Renate Groß. Sie ist ganz 
schwer belastet. Sagt ıhr. sie soll sich 
zurückhalten!” Das stand alles noch unter 
diesem Druck der Furcht vor der nächsten 
Verhaftungswelle. Im Herbst 1977 sind 
dann die Gefangenen nach Westberlin 
ausgewiesen worden, einer. Bärchen, ıst 
nach Jena zurückgekommen. 

Damit hatte sich die Sıtuation 

verändert. Diese Motivation für die Ge- 
spräche mit der Stası brauchten wır nıcht 
mehr. Wir glaubten aber ımmer noch. 
Einfluß nehmen zu können. Es gab die 
besetzten Wohnungen. ın der Wagnergas- 
se usw., die ständig von den Bullen heim- 
gesucht wurden. Wır sind übereingekon- 
men, zu versuchen, über die Staatssicher- 
heit die Bullen zu beeinflussen. 
Kaktus: Es gab seitdem auch keine Zwi- 
schenfälle mit Bullen mehr bei Werkstat- 
tabenden. Natürlich weıß ıch jetzt, daß 
auch andere Leute berichtet haben. Aber 
auf mich wirkte das so: Ich erkläre ıhnen. 
was da los ıst, daß das ganz harmlos ıst 
und daB wir die Leute von der Straße 
wegholen und sıe cin Wochenende nichı 
saufen. Und es waren plötzlich tatsächlich 
keine Bullen da. Vorher wurden ja immer 
Leuten die Ausweise kontrolliert und es 
gab Zoff bis dahın. daß öfters Bullen bis 
in die JG kamen. 

Im Laufe der Jahre begannen 
sich bei den Treffen mıt Würbach immer 


mehr die Parts zu verstärken. in denen er 


mir Vorträge über politische Zusammen- 
hänge hielt. 

Walter Schilling: Nach meiner Erinne- 
rung war cs Ende der siebziger Jahre. 
1979 oder 1980. als Kaktus sagte, daß 
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Würbach ihn nur noch indoktriniert, ıhm 
politische Vorträge hält und versucht, ıhn 
zu schulen. Das war der Punkt. an dem 
ich Bauchschmerzen bekommen habe. 
Ich habe das erste Mal gemerkt, daß es 
völlig sinnlos ist, die Leute beeinflussen 
zu wollen. Sie kapieren einfach nıchts. 
Wir haben wahrscheinlich erreicht, daß 
die Wohnungen nicht geräumt worden 
sind und unser Treffen in Polen nicht ver- 
hindert wurde. Aber da merkte man, daß 
die nichts kapieren wollen. Das war für 
mich der kritische Punkt. 

Dann, Anfang der achtziger 
Jahre, mit dem Entstehen von Friedens- 
und Ökogruppen in der DDR und von So- 
lidarnosc in Polen, geschah eben eine eın- 
deutige Verhärtung bei den staatlichen 
Stellen. Die hatten uns vorher ın Ruhe ge- 
lassen, auch wenn ein ziemlicher Haufen 
Leute zusammen war. Man merkte, daß 
dıe jetzt zumachen. Da habe ıch zum er- 
sten Mal den Kopf geschüttelt und gesagt: 
“Du. Kaktus das wird nichts mehr. Ich ha- 
be das dumme Gefühl. daß das sinnlos ıst. 
L.aß den Quatsch bleiben.“ 

Und da kam das dazwischen, 
was ıch nicht richtig bedacht hatte, dab 
Kaktus kein agierender Mensch ist. Er 
kam nicht richtig davon los. "Naja", sag- 
te er, "das nächste Mal noch. Ich will de- 
nen unbedingt das noch mit der Wagner- 
gasse sagen, damit dort nichts passiert. 
Wir haben noch die und die Werkstatt 
vor. Da will ich mit ihm noch einmal dar- 
über reden.” Da war ziemlich viel Eierei 
bei Dir. Kaktus. Du fandest einfach nicht 
den Schluß. 

Darüber haben wır mehrmals 
geredet und dann hat auch Kaktus immer 
mehr begriffen, daß es sınnlos ıst. Die 
letzten Schritte haben wır dann. weıl Kak- 
tus Schwierigkeiten hatte. bei einer Fahrt 
ıns Mühlental mit meinem Trabant fest- 
gemacht. Dabeı waren Peter Rösch. Kar- 
sten Christ, Kaktus und ich. Es war dun- 
kel, sodaß man sah wenn ein Auto 
kommt. Wir haben uns auf einen Wald- 


u 


22 


a 


weg verzogen und das Vorgehen festge- 
legt. Es wurde festgelegt, daß Kaktus 
beim nächsten mal “Nein” sagt und 
Schluß macht und wir das mit flankieren- 
den Maßnahmen begleiten. Wir wollten 
zum Bischof gehen und Kaktus dekonspi- 
rieren - das nannten wir damals natürlich 
nicht so. Drei fuhren zum Bischof... 
Kaktus: Carsten Christ, Nenke und ıch. 
Walter Schilling: Ach, Nenke, war mit 
dabei, das ist ja schön! 

“telegraph”: Nenke war Inoffizieller 
Mitarbeiter? 

Walter Schilling: Ja, das war er... Dann, 
haben wir festgelegt, kann Kaktus seinem 
Führungsoffizier besser gegenübertreten. 
Er ist zwar furchtbar grimmig, aber er läßt 
ihn normalerweise ın Ruhe. 

Kaktus: Nein, so war es leider nicht. Ich 
habe ihm gesagt, daß ich beim Bischof 
war. Von ihm kamen dann Argumente, 
daß es schade wäre, daß es jetzt gerade 
wichtig wäre, daß ıch einiges hätte er- 
klären können und daß er auch manches 
eingesehen hätte. Dann kam im April der 
Mord an Matthias Domaschk in Stasige- 
wahrsam. Damit bin ich nicht klargekom- 
men und wartete darauf, daß Würbach 
mich anruft. Ich habe jetzt gelesen. daß er 
in seinem Gesprächsprotokoll vermerkt 
hat, daß ich sichtlich erleichtert war, daß 
ich mit ihm Kontakt aufgenommen habe. 
Das war auch so, ich habe allerdings we- 
niger erfahren, als ich gehofft habe. 
Walter Schilling: Das war im April 
1981. Dann gab es noch einige hektische 
Situation. Du hast Ihnen laut Protokoll 
gesagt, wer zu dieser Beerdigung von 
Matthias Domaschk zu erwarten ist. Das 
entsprach natürlich unserer Linie. 
“telegraph’”’: Thomas Auerbach sagt. 
Kaktus wäre in diesem Zusammenhang 
aufgefordert worden, abzuwiegeln und 
hätte das dann auch getan. 

Kaktus: Diesen Auftrag hatten wahr- 
scheinlich alle IM. die irgend etwas mit 
dieser Szene zu tun hatten. Ich hatte 
schon immer den Auftrag abzuwiegeln, 
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habe mich aber jeweils entsprechend der 
Situation verhalten. Aber ıch hatte Angst. 
daß so etwas noch einmal passiert. 


Walter Schilling: Ich hatte keinen Auf- 
trag. ich habe aber auch abgewiegelt. 
wenn Du so willst. Es war eine Scheißsi- 
tuation. Die Jenenser waren völlig durch- 
gedreht. Es waren die wüstesten Gerüch- 
te im Umlauf. Wüste Gerüchte helfen 
aber nicht. Du mußt versuchen. Dich zur 
Sachlichkeit zu zwingen. Deshalb haben 
wir damals mit Blase, der mit Matthias 
Domaschk zusammen festgenommen 
war, ein Gedächtnisprotokoll gemacht. 
Wir haben sogar vergeblich versucht, ei- 
ne heimliche Obduktion zu organisieren. 
Ich habe alle Leute beeinflußt, jetzt keine 
Gerüchte in die Welt zu setzen, sachlich 
zu bleiben. Ich habe, wenn Du so willst. 
auch abgewiegelt. 

Kulisch: Die Frage wäre, ist abgewiegelt 
worden. um den Sachverhalt genauestens 
herauszubekommen oder ıst abgewiegelt 
worden. damit der Staat die Möglichkeit 
hat. das zu vertuschen? 

Kaktus: Für mich gab es nur eine Mei- 
nung. Ich kannte Blases Bericht und ich 
habe prinzipiell gegenüber Leuten gesagt. 
daß Matthias Domaschk für mich kein 
Selbstmordkandidat war. Wer ıhn kannte, 
wußte, daß seine Freundin Kerstin zwei 
Wochen nach seinem Tod aus dem Knast 
kommen sollte und daß er im Moment in 
einer Hochphase war. Er hatte immer so 
ein Auf und Ab. Er war wirklich ın einer 
Phase, wo er sich freute, daß Kerstin raus- 
kommt. Er hatte gerade seine Wohnung 
renoviert. Es war für mich kein Selbst- 
mord und das habe ich auch so gesagt. 
Kulisch: Es müßte noch einmal klar ge- 
sagt werden. daß die Frage stand. ob das 
Hochkochen von Gerüchten die Arbeit 
und unsere Zusammenhänge gefährdet 
und ob die Stası diese Gerüchte hoch- 
kocht. Ich kann mich noch erinnern, daß 
wir aus Berlin zu Walter gefahren sınd, 
um zu klären, was passiert ist. Die Leute 
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Begründung der Einstellung der inoffiziellen Zusammenarbeit: 


Der IUS ist gegenwärtig nicht mehr zur inoffiziellen Zusammen- 


arbeit mit dem MfS bereit, 


Während der Zusammenarbeit verschwieg er wichtige wesentliche 
Kenntnisse zu feindlichen Aktivitäten und Mißbrauchshandlungen 
von Personen bzw. der JG oder informierte erst im nachhinein 


dazu, 


Der IUS hat sich gegenüber dem Landesbischof dekonspiriert. 


Es is8t vorgesehen, den IMS operativ zu bearbeiten und bei be- 
stehender Möglichkeit einen Scheinkontakt fortzuführen, 


Die Bearbeitung des IM-Vorganges Reg.-Nr.: Gera X/57/77 wird 
eingestellt und die Akten werden im Archiv der BV Gera abgelegt, 


Bis zur weiteren Eatscheidungsfindung der operativen Bearbeitung 
erfolgt eine Erfassung auf dem Sicherungsvorgang der KD Jena 


Reg.-Nr. : X / 501 / 76 


Leiter der KD 
ee - 


.‚Nowack 
OSL 


sind Ja auch in Berlin durchgedreht. 
Walter Schilling: Es war dann in diesem 


Sommer 1981 noch eine Sache. in der 


Kaktus unbedingt mit Würbach reden 
wollte. Ich wurde dann ungehalten und 
habe ständig gedrängelt. Anfang Dezem- 
ber hat dann Kaktus endlich Schluß ge- 
sagt. Dann kam noch ein letzter Treff am 
7. Januar. Dazu gab es aber offenbar ei- 
nen Anlaß. 
Kaktus: Ja. Würbach sagte, daß er nach 
Gera geht und ein anderer, ein Horst 
Köhler. das übernimmt. Den wollte ich 
einfach noch einmal kennenlernen. Das 
war so ein mieser Typ, da fiel es mir rich- 
tig leicht zu sagen. daß es jetzt endgültig 
Schluß ist. 
Walter Schilling: Köhler ist dann zur 
Hauptabteilung XX/4 nach Berlin gegan- 
gen. Das war einer von den Schützlingen 
des Herrn Wiegand, der dort oben ein 
paar Thüringer ansammelte. 

Vierzehn Tage später war das 
Gerücht ın Jena da, daß Kaktus ein Spit- 
zel der Staatssicherheit ıst. Wir haben 
dann. ım Februar und März ein Gespräch 
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te .C- 


Würbach 
Major 


darüber ın Theas Wohnung gemacht. Ich 
bın extra aus Braunsdorf gekommen. Das 
war ziemlich haarıg. Durch Stachel wis- 
sen wir, daß wir aus der gegenüberliegen- 
den Wohnung abgehört worden sind. Es 
wurde unheimlich auf Kaktus herumge- 
hackt. Kaktus war nach meiner Erinne- 
rung ausgesprochen hilflos. Ich habe 
mich dann stark gemacht und gefragt. was 
denn eigentlich besser ist. sich mit den 
Brüdern anzulegen oder sich im Sessel 
zurückzulehnen und zu schimpfen. 

Das würde ich heute nicht mehr 
sagen. Sich im Lehnstuhl zurückzuleh- 
nen, ıst nicht gut. dabei bleibe ich. Aber 
ich sage heute, nach diesen Erfahrungen. 
daß ıch mich nicht wieder auf ein solches 
Spiel einlassen würde. Mir ist sehr deut- 
lıch geworden, daß das nicht geht. Ich re- 
de zwar mit dem Stasioffizier. ich kann 
aber den Apparat nicht beeinflussen. Der 
Mensch. mit dem ich rede, begreift viel- 
leicht wirklich etwas. Er versteht sich 
aber als Teil eines Apparates und wenn 
der Apparat befiehlt, funktioniert er wie 
ein Rädchen. Dann ist alles, was er viel- 
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N) Nidmzutreffondes streichen 


leicht begriffen hat, weg. Deswegen sa- 
ge ich heute: Es war ein Versuch. Jeder 
Versuch hat seinen Wert, wenn ıch dar- 
aus etwas lerne. Mit Apparaten kann 
man nicht menschlich umgehen. Ich 


Fehr 4/2 „ra / 


Vgwn, 


würde heute beispielsweise auch sagen. 
daß ıch mit dem Wirtschaftsapparatl 
nicht umgehen kann, indem ich einen 
Wirtschaftsboß, beispielsweise von der 
Deutschen Bank. menschlich nett anre- 
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de. Er ist aber ein Teil eines Apparats. 
*telegraph’’: Kaktus. kannst Du noch 
einmal zu Vorteilen und Nachteilen die: 
ses Kontakts etwas sagen’ 

Kaktus: Vorteile sche ich aus meiner 
heutigen Sicht nicht mehr. Das war doch 
alles nur Oberfläche. Wenn sie die Bullen 
abziehen, sind sie trotzdem noch präsent 
und machen das, was sie sich vorgenom- 
men haben. Es gibt keinen Krawall, aber 
sie können die Leute wesentlich besser 
abschöpfen. Negativ ıst weiterhin, daß sie 
mich wesentlich besser kennengelernt ha- 
ben. als wenn ıch gar nichts gesagt hätte. 
Wenn er einigermaßen fit war, konnte er 
mich sehr gut einschätzen. Sıe hatten da- 
durch wesentlich mehr Möglichkeiten. 
Sachen gegen mich zu organisieren. 
Außerdem ıst niemand ın der Lage, Infor- 
mationen bewußt so zu geben, daß sie 
nichts abschöpfen können. Sie werden 
immer etwas für sıch herausholen kön- 
nen, das ıch nicht sagen wollte. Zum Bei- 
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spiel verteidigte ich Leute, die ihnen ne- 
gativ auffielen. mit dem Argument. daß 
sie kaputt sind und saufen. Meine Linie 
war, keine politischen Aktivitäten einzu- 
gestehen. Daß ihnen das aber wieder An- 
satzpunkte lieferte, soweit habe ich nicht 
gedacht. Wenn jemand einen FDJ-Se- 
kretär als "rote Socke” bezeichnet hat, ha- 
be ıch das menschlich erklärt, daß er an 
dıesem Abend abgelaufen war oder die 
Freundin abgehauen war. Daß das natür- 
lıch der Grundstock ist, um Leute wieder 
observieren zu können, war mir nicht so 
rıchtig klar. 

“telegraph”': Was würdest Du aus Deiner 
Erfahrung heraus zu einem Arrangement 
auf einer sehr viel höheren Ebene sagen. 
das Stolpe gemacht hat? Er führt ja. ähn- 
lich wıe Du an: "Ich habe Leute ge- 
schützt. Es ıst mir gelungen, menschlich 
Erleichterungen zu erringen. Ich habe 
mich bemüht. das System zu humanisie- 
ren. 


29 


Kaktus: Ich kann mir vorstellen, daß das. 
was er sagt, zum Teil stimmt. Er hat aber 
auf der anderen Seite mit denen gespielt. 
die von der Kirche mehr erwartet haben. 
Das heißt, bei seinen politischen Spielchen 
sind die Leute, beispielsweise die Mitar- 
beiter der Kirche von Unten, nur ein polı- 
tischer Faktor. Und genau da komme ich 
eben nicht mehr mit. Es wird für mich brı- 
sant, wenn er nicht auch rückgekoppelt hat 
und andere über seine Gespräche infor- 
miert hat. Er hat Kirchenpolitik erklärt und 
die Gesprächspartner beruhigt. Oder seine 
Äußerungen über die "halbwahnsinnigen 
Ausreisewilligen. Das könnte für mich 
heißen, daß er das so gesagt hat, damit er 
den Rücken frei bekommt. Sie bekommen 
mit. daß er zwar mit den Ausreisewilligen 
etwas macht, aber er mag sie ja auch nıcht. 

Es ist die Frage, ob er das so ge- 
macht hat. Das müßte man über die Akten 
prüfen. | 
Walter Schilling: Ich sage klar, wenn wır 
kleinen Popel, die aber auch nicht gan/ 
doof sind. irgendwann einmal gemerkt ha- 
ben. daß das sinnlos ist, müßte das ein 
Herr Stolpe eigentlich auch gemerkt ha: 
ben. 
Kaktus: Vielleicht konnte er das als Ein- 
zelkämpfer gar nicht merken. 
Uwe Kulisch: Und da ist der zweilc 
Punkt: Mit wem hat er die Auswerlung 
dieser Gespräche gemacht? Gibt es darü- 
ber Aktennotizen? Wer hat ihn begleitet’ 
Gibt es eine Gruppe. die das überprüft hat 
oder nicht? Wer das als Einzelner ver- 
sucht. ist hoffnungslos diesen Leuten aus- 
gesetzt, das wußte man auch schon 1976. 
Das ist auch einem Herrn Stolpe mit seı- 
nem Jurastudium zuzumuten, daß er das 
gewußt hat. 

Das Gespräch führte r.l. 


rerycekt werde 
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Der Verfassungsschmutz in Aktion 


Am 11.1.1992 lag bei mir im Briefkasten 
ein Brief der Senatsverwaltung für Inne- 
res mit einer Einladung zum 13.1.92, ın 
einer "Auskunftsangelegenheit” vorzu- 
sprechen. 

Näheres oder Verdächtiges ging 
aus dem Brief nicht hervor.Ich sollte am 
Montag. dem 13.1.92 erscheinen. 

Zu diesem Termin bin ich nicht 
hingegangen, weil ich tatsächlich keine 
Zeit hatte. 4 Tage später kam ein zweiter 
Brief per Briefkurier direkt an die Woh- 
nungstür, der sehr ähnlich geschrieben 
war, nur einen Deut freundlicher und we- 
niger amtlich, allerdings ın beiden Fällen 
immer mit amtlichem Briefkopf. Unter- 
schrieben war der Brief mit dem Namen 
Grimm. 

Zu dem zweiten vorgeschla- 
genen Termin am Dienstag, dem 21.1.92 
bin ıch dann aus Unwissenheit über die 
Dienststelle und die Angelegenheit hinge- 
gangen (es hätte genauso gut um eine 
noch nicht bezahlte Geldstrafe von mir 
wegen einer Antifaaktion ım April 91 ge- 
hen können). Ich erschien eineinhalb 
Stunden früher zum angegebenen Termin 
im Dienstgebäude Sächsische Str. 28 ın 
Berlin Wilmersdorf ım Zimmer 567. Der 
Beamte ım Büro war sehr verdattert, weil 
die “Unterhaltung” eigentlich zu dritt lau- 
fen sollte, mit zwei Beamten und mir. Ich 
fragte als erstes direkt, was die überhaupt 
von mir wollten und welche Aufgaben ıhr 
Amt hat. Er blieb relativ locker und sagte. 
sie seien dıe Abteilung 4, stehen über der 
Polizei und müßten Straftaten nicht zur 
Anzeige bringen. Sprich, ein Mitarbeiter 
des Verfassungsschmutzes stand vor mır, 
was er auch auf meine Frage hın bejahte. 
Er stellte sich als Beamter einer Verfas- 
sungsschmutzinternen Forschungsgruppe 
“Rechtsextremismus” vor, erwähnte die 
Antifaaktıon (s.o.) und meınte, wir wür- 
den ja wohl gegen die selben Feinde 
kämpfen, besonders ın den neuen Bun- 
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desländern. 

Von mir persönlich erhofften 
sie sich Informationen über militante 
Neonazigruppen in der ehemaligen DDR, 
weil sie selber meinten, keine besonders 
guten Infos und Erkenntnisse darüber zu 
haben. Speziell wollten sie Infos über die 
Nazıs der Weitlingstraße, von denen sie 
mir bei einem weiteren Termin Fotos vor- 
legen wollten. An dem Punkt sagte ich 
ihm, er soll sıch nicht lächerlich machen, 
denn sie hätten ja wohl genug Erkenntnis- 
se über die Neonazigruppen, um gegen 
sie vorgehen zu können. Das bestritt er. 
Ich sagte ıhm, daß ich davon überzeugt 
bin. daß dem VS Stasierkenntnisse über 
die Neonazigruppen vorliegen (z.B. über 
die Weitlingstraßendurchsuchung im 
Aprıl 90). Er log mır ins Gesicht und sag- 
te, daß sıe weder Stasıakten besitzen noch 
mit Stasileuten zusammenarbeiten. Ab- 
schließend sagte ıch ıhm noch, daß er sich 
mal eın Antifainfoblatt kaufen solle 
zwecks des Erkenntnisstandes VS. Damit 
war dann das Gespräch beendet. 

Nach diesem Ereignis unterhielt 

ich mich mit verschiedenen Personen, die 
mir alle davon abrıeten, den Kontakt wei- 
ter aufrecht zu erhalten. Zum zweiten 
mündlich vereinbarten Termin ging ich 
nicht hin. Am 29.1.92 erhielt ich darauf- 
hın einen weiteren Brief, der ohne Brief- 
marke und vor der Post eingeworfen, in 
meinem Briefkasten lag. Hier der für den 
VS etwas ungewöhnliche Text. (Ich hatte 
sıe nıcht darum gebeten, mich zu duzen.) 
(sıehe Kasten $S. 32) 
Ich veröffentliche das alles, um deutlich 
zu machen, daß ıch nıcht mehr mit dem 
VS reden werde, als Selbstschutz und als 
Aufklärung für andere Menschen. die in 
eine ähnliche Situation geraten. Außer- 
dem glaube ich, daß momentan besonders 
Leute aus der Opposition der DDR an- 
sprechgefährdet sind. 


Lieber Wolfgang, 


wie wir es befürchtet hatten, 


hast Du unsere Verab- 


redung am 28.1.1992 um 16,00 Uhr wohl doch vergessen. 


Komme doch bitte am Freitag, 


Uhr 
sein, 


zur alten Stelle. 


867 6471 


dem 31.1.1992, um 16,00 


Sollte Dir das nicht möglıch 


rufe uns doch bitte sofort unter der Rufnummer 


zwischen 9,00 Uhr und 11,00 an. 


Es grüßt Dich 


Peter 


“Meine” Akte beim Verfassungsschutz 


Damit keine Mißverständnisse entste- 
hen, vorab: Die Bespitzelung durch die 
Stası ın der ehemaligen DDR hatte für 
viele der Bespitzelten dramatische Fol- 
gen für die eigenen Lebensentwürfe, bis 
hin zu offener Verfolgung. Berufsver- 
bot. Zuchthaus oder Abschiebung (letz- 
tere ın der Regel ın die ehemalige 
BRD). Daß die Bürgerinnen und Bürger 
der chemaligen DDR seit I. Januar 1992 
die Möglichkeit haben. in "ıhre” Stası- 
Akte ungehindert Einblick nehmen zu 
können, ist beispielhaft für eine demo- 
kratisch verfaßte Gesellschaft. 

Ohne das Ausmaß der Stası- 
Bespitzelung und vor allem des damil 
verbundenen Terrors gegen Menschen. 
die sich dem DDR-System widersetzt 
haben, vergleichen oder auf die gleiche 
Stufe stellen zu wollen, bin ich dennoch 
der Auffassung, daß die Observierung 
von zahllosen Bürgerinnen und Bürgern 
durch den sogenannten Verfassungs- 
schutz in der ehemaligen BRD (und sie 
scheint auch im neuen Deutschland fort- 
zuschreiten) sowohl eines demokrati 
schen Rechtsstaats unwürdig ist, als 
auch für viele der Betroffen eine schwe- 
re persönliche Belastung darstellt. 

Mir ist gerüchteweise (und 
mehr wußten die Bürgerinnen und Bür- 
ger in der ehemaligen DDR ın der Regel 


auch nicht) bekannt. daß unter dem 
Deckmantel der "Verschwiegenheit An- 
deutungen eines ehemaligen Abgeord- 
neten des hessischen Landtags” kursie- 
ren, daß über meine Person beim hessi- 
schen Amt für Verfassungsschutz eine 
Akte existiere, "die mehrere Ordner 
füllt”. 

Zu mir selbst (heute 56 Jahre): 
Ich bın seit etwa 1953 ın der "außerpar- 
lamentarischen Opposition politisch 
aktıv. und zwar u.a. bei den Naturfreun- 
den (einer Kulturorganısation der Arbei- 
terbewegung). ın den Kampagnen gegen 
die Wiederaufrüstung. Ostermarschbe- 
wegung der sechziger Jahre. Abwer 
bung von Fremdenlegionären ım Algeri- 
enkrieg. Verband der Kriegsdienstver- 
weigerer, Fördergesellschaft zur Unter- 
stützung des SDS. gegen den Vietnam: 
krieg. gegen die Verabschiedung der 
Notstandsgesetze. ın der Anti-AKW- 
Bewegung. ın Sachen Bürgerrechte und 
ın der neuen Friedensbewegung der 
achtziger Jahre etc. Ich war beteiligt an 
einer Sitzdemonstration auf dem Alex 
anderplatz ın Östberlin, bei der wir mil 
einem Transparent die Anerkennung der 
Kriegsdienstverweigerung aus Gewis- 
sensgründen auch ın der DDR forderten. 
Beim Einmarsch der Warschauer Pakt: 
Truppen ın Prag 1968 war ich maßgeb- 
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lıch an der Protestkampagne gegen die 


Okkupation beteiligt. Seitdem galt für 


mich Einreiseverbot in die DDR (auch im 
privaten Bereich, obwohl ich in Thürin- 
gen sehr viele Verwandte habe). Beruf: 
lıch habe ich eine Kaufmännische Lehre 
abgeschlossen und eine Weiterbildung 
zum Bilanzbuchhalter. Von 1956 bis 
1961 war ich Kassenangestellter in der 
Ortsverwaltung Offenbach der Gewerk- 
schaft Leder, bis 1964 Bundesgeschäfts- 
führer des Verbandes der Kriegsdienst 
verweigerer, bis 1969 Bundesgeschäfts- 
führer der Östermarschbewegung. bis 
1979 Sekretär des undogmatischen Sozia- 
lıstischen Büros. und gegenwärtig bin ich 
Sekretär des Komitees für Grundrechte 
und Demokratie (einer Menschenrechts- 
organisation) und gleichzeitig ehrenamt- 
lıch ın der Friedensbewegung und lokal 
ım “Odenwälder Friedensforum” enga- 
giert. 

Besonders auf dem Höhepunkt 
des "Kalten Krieges” (fünfziger und sech- 
ziger Jahre - damals lebte ich noch in Of- 
fenbach - war ich zahlreichen Aktionen 
der Bespitzelung. darunter auch Haus- 
durchsuchungen durch den Verfassungs- 
schutz (bzw. die örtliche politische Kri- 
minalpolizei” ausgesetzt. 

Hiermit beantrage ich. daß Sic. 
schr verehrter Herr Innenminister, veran 
lassen. daß ıch vollen Einblick ın die Ak- 
te erhalte. die das hessische Amt für Ver- 
fassungsschutz über mich führt. 

Ich weise daraufhin. daß es. lcı 
der nur vorübergehend "während der so- 
genannten rot-grünen Koalition in West 
berlin). durch eine Koalitionsvereinba 
rung. die zum Gesetz wurde. möglich 
war, Einblick ın die “eigene” Verfas 
sungsschutzakte zu nehmen. 

Meines Erachtens muß es nach 
dem Wegfall der innerdeutschen Grenze 
und dem Zusammenschluß der ehemalı- 
gen BRD und der ehemaligen DDR mög- 
lich seın. daß die betroffenen Bürgerinnen 
und Bürger, die dies wünschen, in Ge: 
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samtdeutschland grundsätzlich Einblick 
in die über sıe geführten Geheimdienstak- 
ten erhalten. Es kann nicht angehen, daß, 
wie ın meinem Fall wahrscheinlich, 
ganze Aktenordner existieren, in denen 
mein politisches und möglicherweise 
auch privates Leben niedergeschrieben 
und aus geheimdienstlicher Sicht bewer- 
tet wird. 

Ich stelle diesen Antrag ın Form 
eines offenen Briefes, weil ıch weitere 
Bürgerinnen und Bürger anregen und er- 
muntern möchte. ebenfalls die Einsicht ın 
“ihre” Verfassungsschutzakte zu verlan- 
ven. 


Celebrate the new 


orrl ! 


MOLLI (Zteg- für 
präsentiert: 

xÖkoterror, Widerstand. Bolo 
Bolo! Über die Möglichkelten und 
den Weg der Revolution.. 

*2Untersuchungen zu verschiede- 
nen Projekten des selbstbestinam- 
ten Lebens... 

2Existenzialismus, Strukturge- 
setze des Kapitalismus, Prosa, 
Paul und Mustafa, und aehr! 
Einen Probepack gibts für 3 DM In 
Briefmarken bei: Stichwort Molli/ 
c/o Friedensladen/ Schillerstr.28/ 
69300 Heidelberg. Auch im gutsor- 
tieren Buchhandel erhältlich! 


Volxfrust) Nr.7 
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Die PDS macht’s möglich! 


Nationalistische Front zu 
BerlinerKommunalwahlen zugelassen 


Klaus Vack 

Am Mittwoch, dem 12.02.92, stimmte 
der Landeswahlausschuß über die Partei- 
zulassungen für dıe kommende Berliner 
Bezirksverordnetenversammlung (BVV) 
ab. Durch diese Abstimmung wurde es 
der offen militanten, neofaschistischen 
Gruppierung Nationalıstische Front (NF) 
ermöglicht, sich im-Mai 1992 ın allen Be- 
zirken von Berlin zur Wahl zu stellen. 

Dies wurde unter anderem dadurch mög- 
lich, daß der Vertreter der "PDS-Kreuz- 
berg” beim Landeswahlausschuß für die 
NF-Zulassung stimmte. Durch diesen Akt 
ist eine Partei zur Wahl zugelassen, die 
ohne Scham den Holocoust leugnet, die 
ausländerfeindliche Forderungen stellt 
und die Grenzen von 1937 fordert. In ih- 
rer Hauptzielgruppe. Jugendliche der Al- 
tersgruppe von 16-18 Jahren. wirbt sie 
mit platten Parolen für eine “deutsche 
Identität” und eine "Nationale Volksge- 
meinschaft”. Bevorzugte Rekrutierungs- 
orte sind dabei Schulen, Jugendklubs und 
Fußballstadien. In der NF ist Gewalt ge- 
gen Ausländer und ÄAndersdenkende keın 
Problem. Kadermäßig geschult und durch 
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Wehrsportübungen militärisch gedrillt, 
sind die jungen Leute zu allem bereit. 
Diese Organisation ist nun. mit der Zu- 
stimmung von PDS- Vertretern. offen auf- 
gewertet und zu einer legalen "demokra- 
tischen” Wahlpartei gemacht worden. 
Zwar distanzierte sich der Landesverband 
der PDS in einer Presseerklärung vom 
20.02.1992, von diesem Beschluß. doch 
hat dies cher den Charakter der Schadens- 
begrenzung. denn einer politischen oder 
gar personellen Konsequenz. Die Basıs 
reagierte da schon etwas schneller und 
heftiger. Während die Palästinagruppe 
Westberlin am 19.02. ihr Wahlbündnıis 
mit der PDS Kreuzberg aussetzte, um dic- 
ser die Möglichkeit zu geben “sich zu 
verhalten”. forderte der Vertreter PDS 
Prenzlauer Berg ım Landeswahlbüro "ab- 
solute Offenlegung und personelle Kon- 
zesquenzen”. 

Mit Handlungsweisen, wie dem Ja zur 
NF, verabschiedet sich die PDS immer 
mehr von lınken antifaschistischen Posi- 
tionen und schaulelt Spatenstich für Spa- 
tenstich weiter an ihrem politischen Grab. 


\NZEIGI 


- Tarifauseinandersetzungen: Harte Zeiten 
- Ost-Kommunen anmı Tropf: Übers Ohr gehauen 
- Frauen: Nachtarbeirsverbot aufgehoben 


- Geheime Dienste: Die Methoden des BND 
- Eurofaschismus: Es geht voran 
- Nach SU-Kollaps: Die Geier unter sich 


-U.v.c.m. 


Monatszeitung der GRS. 20 Seiten für DM 2. Bestellungen an:B. 
Krüger, postlagernd, PA34, Boxhagenerstr. 111, O-1034 Berlin. 
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Industriestandort Rügen 


Daniel Düsentrieb 
"Aufschwung Ost” beginnt zu wirken. Er 
hat die Rügener “Insulaner” unvermittelt 
von hinten an der Schulter gepackt und 
kräftig durchgeschüttelt. Anlaß ist ein 
Großprojekt. welches vor einigen Wo- 
chen heftige Kontroversen zwischen 
Wirtschafts-. Sozial- und Umweltpoliti- 
kern auslöste. Das Projekt, die geplante 
Schitfswerft des niedersächsischen Fami- 
lienunternehmers MEYER, führt einmal 
mehr vor Augen, daß im “wilden” Osten 
eine Industriepolitik betrieben wird. die 
der Kolonialisierung der Dritten Welt 
gleicht. 
Die Fakten: Vor dem Rügenkliff zwi- 
schen Saßnitz und Binz sollen 60 ha Neu- 
land aufgespült werden, auf dem der 
Schiffbauer MEYER die modernste 
Werft Europas bauen will. Geplant ist ei- 
ne gigantische Anlage von 400 m Breite. 
300 m Länge und bis zu 63 m Höhe, wo- 
bei alleın die Haupthalle der Werft die 
lünffache Größe des Palastes der Repu- 
blık haben soll. 
MEYER verspricht, im Zusammenhang 
mit der dazugehörigen Zulieferindustrie 
4500 Arbeitsplätze zu schaffen. Als 
“Ausgleich” soll das Land Mecklenburg- 
Vorpommern 90% der Kosten für die 
Neulandgewinnung übernehmen. Auch in 
dıe Bundeskasse will MEYER tief grei- 
fen: 350 Mill. DM. fast ein Drittel der In- 
vestitionssumme, winken ihm aus dem 
"Aufschwung Ost” - Topf. 
Doch daraus könnte nun möglicherweise 
nichts werden. Heftige Proteste von Bür- 
gern und Umweltschützern haben die 
Landesregierung gezwungen, die geplan 
te Investition noch einmal zu überprüfen. 
Das Biotop Rügenkliff, ein Landschafis- 
schutzgebiet, würde durch veränderte 
Windverhältnisse. Abregnung und Strö- 
mung zerstört. Außerdem wäre das Erho- 
lungsgebiet Rügen mit seinen National- 
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parks und Biosphärenreservaten durch die 
Industrieansiedlung. verbunden mit 
Lärmbelästigung und Immissionen. für 
den Tourismus wohl dann gestorben. 

Die jetzt vom Mecklenburg-Vorpommer- 
schen Umweltministerium zugesagte 
Umweltverträglichkeitsprüfung soll das 
an allen EG-Richtlinien vorbeigeplante 
Großprojekt untersuchen. Allerdings hal- 
te ıch eine derartige Umweltverträglich- 
keitsprüfung (die eigentlich “"Umwelt- 
schadensbegrenzungsprüfung” heißen 
müßte) insbesondere bei dem MEYER: 
Projekt für schlichte Demagogie. sugge- 
rıert der Name doch. daß solche Indu- 
strıckomplexe umweltverträglich sein 
könnten. Sıe kann Jedoch in jedem Fall eı- 
ne zeitaufschiebende Wirkung haben. die 
genutzt werden sollte, um Proteste noch 
stärker zu artikulıeren. 

Allerdings gibt es auch Proteste die ın die 
entgegengesetzte Richtung zielen.In Saß- 
nıtz, wo ehemals 5000 Arbeitsplätzen nur 
noch 2000 übriggeblieben sınd, werden 
ebenfalls Unterschriften gesammelt - al- 
lerdings für die Werft! So entzweit das 
Werftprojekt nicht nur die Politiker, son- 
dern auch die “Einheimischen”. Während 
die Befürworter ihre jetzige Perspektivlo- 
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sigkeit in die Waagschale werfen, be- 
gründen die anderen ihre Ablehnung mıt 
der Perspektivlosigkeit Rügens. wenn die 
Werft gebaut würde. 

Einen Aspekt sollte man noch bedenken: 
qualifizierte Schiffsbauer sind ın Saßnitz 
nicht zu finden. Vielmehr liegt nahe(und 
das lehrt die Erfahrung auch aus anderen 
Industrieansiedelungen). daß die Arbeits- 
plätze von “Einwanderern” besetzt wür- 
den. Somit wäre den Rügenern auch nıcht 
geholfen. 

Die Entscheidung. ob das Hemd näher ıst 
als der Rock. bleibt offen. 

Auch im Hinblick auf die milliarden- 
schweren Subventionswerften an der 
Nordseeküste und die brachliegenden 
Werften des ehemaligen DDR-Schiffbau- 
kombinates ist es zwingend geboten, au! 
ein Großprojekt dieser Art zu verzichten. 
So könnte Rügen mittels ökologischem 
Landbau und "sanftem” Tourismus ein 
Beispiel land(wirt)schafts- und naturorı- 
entierter Entwicklung werden. Doch ob 
dafür die 350 Mill. Mark auch zur Verfü- 


eune stünden 


BLATTER 


Im März erscheint wieder das Anti- 
faschistische Infoblatt. Schwerpunkt- 


themen in Ausgabe Nr. 17 sind: 


- Die Hinterlassenschaft von Kühnen, 
seine Verbindungen usw. 


- Die Beerdigung: Fiasko für die Nazis 


- Geschichtsrevisionismus der Rechten, 
seine Methoden, seine Bedeutung 


- Berichte über Antifa-Aktivitäten, u.a. die 
Verhinderung des FAP-Aufmarschs in Bonn 


- Abschiebungen von Flüchtlingen 
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Es ist jedoch nötig. sich dagegen zu weh- 
ren. daß die dramatische Arbeitsmarktsi- 
tuation im Osten dazu mißbraucht wird. 
industrielle Projekte durchzudrücken, die 
andererorts undenkbar wären. 

Die Umwelt Bibliothek Berlin beteiligt 
sich an der bundesweiten Petition an den 
Bundestag und die Landesregierung 
Mecklenburg-Vorpommerns. zu der der 
Naturschutzbund Deutschlands aufgeru- 
fen hat: 

"RETTET RÜGEN!“ 
(Unterschriften können 
15.3.1992 eingesendet werden 
schutzbund Deutschland. 
200413. W-5300 Bonn 2 ) 


bıs zum 
an: Natur- 
Postfach 


Troubadıx 


- Die neue weltpolitische Rolle der BRD: 
Neue Perspektiven des Imperialismus 


- Berichte aus dem Ausland, z.B. faschisti- 
sche Terrororganisationen in Schweden, ihre 
internationalen Verbindungen; der Einfluß 
der Front National in Frankreich. 

Das Antifa-Info erscheint vier bis 
sechs mal im Jahr. Es kann auch abo- 
niert werden: 


Antifa Infoblatt 
L. Meyer 
Gneisenaustraße 2a 
1000 Berlin 61 


Die Einzelausgabe kostet 4,- DM, 
das Abo kostet Euch für fünf Ausga- 
ben 25,-DM inclusive Versandkosten. 
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Das GRUNE-PUNKT-gepunktete Duale System 


oder 
nur Flaschen kaufen Dosen 


Als wır im Jahr 1990 hier ın Leipzig noch 
Unterschriften für den Erhalt des SERO- 
Systems sammelten. gab es ın Bonn 
schon den Entwurf für eine "Verordnung 
über die Vermeidung von Verpackungs- 
abfällen” kurz " Verpackungsverordnung” 
oder noch kürzer "VerpackVo”. 

Die Verpackungsverordnung 
die die Begriffe "Duales System” 
(Deutschland) = DSD und "Grüner 
Punkt” mit sıch brachte - ıst also ein Kınd 
altbundesdeutscher Abfallpolitik und 
nicht erst nach dem Anschluß der DDR 
entstanden - auch wenn Herr Töpfer uns 
später ın einem Brief die Verpackungs- 
verordnung als SERO-Ersatz verkaufen 
wollte (nachdem er erst monatelang über 
den Erhalt von SERO gesprochen hatte). 

Somit ist die Diskussion über 
die Verordnug hierzulande lange unbe 
achtet geblieben (weil nicht hier entstan- 
den) und viele wissen auch heute nicht 
viel mehr, als daß sie langsam merken, 
daß auf ımmer mehr Produkten. die sie 
kaufen. so ein Symbol auftaucht mit der 
Aufschrift "Der Grüne Punkt”. 


Warum die Verpackungsverord- 
nung’ 


In Deutschland fallen jährlich 
rund 14 Mio t Hausmüll und 18 
Mio t hausmüllähnliche Gewer- 
beabfälle an. Verpackungsabfäl- 
le haben daran eınen Anteil von 
50% nach Volumen oder 30% 
nach Gewicht. Die Deponicka- 
pazitäten reichen in vielen Re- 
gionen nur noch für 2-5 Jahre, 
neue Standorte zu finden (und 
genehmigt zu bekommen) ıst 
schwierig. Das Abfallgesetz 
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schreibt als vorrangig dıe Vermeidung 
und dann die Verwertung von Abfällen 
vor. 

Dieser Druck der Tatsachen 
brachte die Bundesregierung endlich da- 
zu. von Ihrer Gesetzeskraft Gebrauch zu 
machen und ın den boomenden Einweg- 
verpackungsmarkt einzugreifen. 

Hersteller und Vertreiber von 
Verpackungen sollen auch nach Ge- 
brauch ıhrer Verpackungen für diese ver- 
antwortlich bleiben, sie außerhalb der öf- 
fentlichen Abfallentsorgung zurückneh- 
men und entweder wiederverwenden oder 
stofflich verwerten. 

Ziel: Entlastung der öffentli- 
chen Abfallentsorgung und Vermeidung 
und Recycling von Verpackungen. 

Ihre Kernpunkte sind: 

l. ab 1.12.1991] müssen Hersteller und 
Vertreiber von Transportverpackungen 
diese zurücknehmen und erneut verwen- 
den oder stofflich verwerten (d.h. nicht 
verbrennen. sondern neue “Stoffe” daraus 
machen) 


Ya vi kachrera tn kapnern 


ur 
RT |. 2} 


Produktion 
von Packmitteln 
in der Bundesrepublik 
Deutschland In Mrd. DM 
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Sortier- 
quote 


Material 


Glas 
Weißblech 
Aluminium 
Papıer/Pappe/ 
Karton 
Kunststoff 


Karton- 
Verbunde 


2. ab 1.4.1992 können Umverpackungen 
vom Endverbraucher in der Verkaufsstel- 
le zurückgelassen werden, sie sind von 
der Verkaufsstelle ebenso einer erneuten 
Verwendug oder einer stofflichen Ver- 
wertung zuzuführen 

3. ab 1.1.1993 müssen die Verkaufsstel- 
len alle Verkaufsverpackungen in oder ın 
unmittelbarer Nähe der Verkaufsstelle 
zurücknehmen und einer erneuten Ver- 
wendung oder stofflichen Verwertung zu- 
führen 

4. Gleichzeitig tritt die Pflicht ın Kraft. 
für Einweggetränke-, Wasch- und Reini- 
gungsmittelverpackungen sowie für Ver- 
packungen von Dispersionsfarben ein 
Pfand zu erheben 

5. Punkt 3 tritt nicht in Kraft, wenn Her- 
steller und Vertreiber von Verpackungen 
“sich an einem System beteiligen. das 
flächendeckend... eine regelmäßige Ab- 
holung gebrauchter Verkaufsverpackun- 
gen beim oder in der Nähe des Endver- 
brauchers in ausreichender Weise ge- 
währleistet ...und das dıe ım Anhang ge- 
nannten Forderungen erfüllt.” 

6. Punkt 4 tritt nicht in Kraft wenn a) 
Punkt 5 erfüllt ıst und b)der Mehrwegan- 
teil bei der Getränkeabfüllung nicht unter 
72% ım Durchschnitt im ganzen Bundes- 
gebiet sinkt bzw. nicht unter 17% bei 
Milch. 
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Am 1.1.1993 Am 1.7.1995 


Verwer- 
tungs- 
quote 


Sortier 
quote 


REAKTIONEN: 


Transportverpackungen 

Transportverpackungen fallen im Haus- 
haltsbereich kaum an, wer einen Kühl- 
schrank oder ähnliches geliefert be- 
kommt. kann verlangen, daß die Kartona- 
ge wieder mitgenommen wird. Transport- 
verpackungen sind vor allem im Einsatz 
zwischen Hersteller und Vertreiber einer 
Ware, also zwischen Herstellungsort und 


Großlager. Zwischenlager und Ver- 
kaufseinrichtungen bzw. Weiterverarbei- 
tungsort. 


In Berichten ın den verschiede- 
nen Fachzeitschriften werden zwei ver- 
schiedene Trends beschrieben: 

l. Ein verstärkter Einsatz von Mehrweg- 
systemen wie Mehrwegpaletten und 
Mehrweskisten. Als Beispiele werden 
u.a. Karstadt und Tengelmann angeführt. 
die für den Transport zwischen den Zen- 
trallagern und Verkaufsstellen auf zusam- 
menlegbare und klappbare Kunststoffki- 
sten umstellen. 

2. Es bleibt bei Einwegsystemen, die 
Stoffe werden getrennt gesammelt (Holz. 
Kunststoffolien, Pappe, Kartonagen) und 
verwertet. Dazu wurden von den Pack- 
mittelherstellern verschiedene Gesell- 
schaften gegründet, dıe das organisieren 
und garantieren sollen. Dabei sind konku- 
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rier rede SS ysicnle Resy- ‚Systein und In 
tersero AG) der Einsammlung, Verwer- 
lung und E anzierung ‚entstanden, da 


liches Sslen eini gen. konnten, Die wirk- 


liche Verwertung dürfte kaum zu kontrol- 
lieren sein und dann wohl auch kaum in 
jedem Fall stattfinden. Die eingesammel- 
ten Transportverpackungen sind. Wirt- 
schaftsgut und als solches frei internatio- 
nal vermarktbar: ob sie dann in Portugal 
oder Japan doch in -Verbrennungsöfen 
landen,.bleibt offen. 


Umverpackungen 


Umverpackungen kennt jeder: die 
Schachtel um die Zahnpasta, der Six- 
Pack-Tragekarton vom Bier, die Blister- 
packung von: 40x40 cm, um die 8cm 
große Leimtube usw. 

‚Hier gibt es nicht, wie bei den 
Verkaufsverpackungen, für den Handel 
die Möglichkeit sich von der Rücknah- 
mepflicht zu befreien. Also muß der Han- 
de} Wege linden, daß bei ihm keine Um- 
verpackungen zurlückbleiben, 

Die direkte Möglichkeit ist die, 
daß er den Herstellern der Produkte mit- 
teilt. diese auszulisien, wenn nicht auf die 
Umverpackung verzichtet wird. Das ist 
zum Teilschon geschehen, und hier ist es 
zu einer wirklichen Verpackungsvermei- 
dung gekommen, 

Möslich wäre aber auch ein 
zweiter Weg: alle für den Gebrauch wich- 
tigen Informationen werden auf die Um- 
verpackung gedruckt und damit der Kun- 
de. mehr oder weniger gezwungen, diese 
mit nach Hause zu nehmen, womit sie 
sich laut Verpackungsverordnung ja in ei- 
ne Verkaufsverpackung wandelt und 
dann mit im Dualen System entsorgt wer- 
den könnte. Also nicht Vermeidung son- 
dern Rerycling. 

WIE viele Umverpackungen sol- 
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den Verbrauchem“ nen. eozdem 
konsequent auszupacken und so auch die 
letzten a zu ı verbannen. 


Verkaufsverpackungen 


Die oben unter 3. und 4 genannten Rese- 
lungen der Verpackungsverordnung wür- 
den vor allem den Hande] schwer treffen: 
Rücknahme aller Verpackungen (von der 
leeren Fischbüchse über den Joghurtbe- 
cher bis zur ausgedrückten Cremetube) 
und Pfand- und Rücknahmepflicht für 
Einweggetränkeverpackungen. Statt mil 
möglichst wenig Personal auf.jedern Qua- 
dratzentimeter seiner Fläche zu verkau- 
fen, müßte er nun Personal und Fläche für 
die Rücknahme zur Verfügung stellen - 
warscheinlich keine sgewinnbr ingende Sa- 
che. 

So hat die Verpackungslobby 
(Verpackungsmaschinenhersteller. ca. 4,5 
Mrd. DM Produktioswert 199]; Ver- 
packungshersteller ca. 38 Mıd. DM Pro- 
duktionswert 1990; Produktionsherstel- 
ler, Handel; private Entsorgungswirt- 
schaft ca. 20% Wachstum 1992) in der 
Verordnung ein Schlupfloch durchge- 
setzt, welches die Einwegverpackung 
noch eınmal retten soll: statt Ver- 
packungsvermeidung (woran niemand 
verdienen kann) das Zauberwort Reeyc- 
ling oder Wiederverwertung. 

Die Rücknahmepflicht für Ver- 
kaufsverpackungen soll nun entfallen, 
wenn die Wirtschaft ein Flächendecken- 
des System zur Rücknahme der gebrauch- 
ten Verpackungen einrichtet, welches be- 
stimmte Quoten erfüllen muß. 

Das heißt z.B. für Kunststoffe: 

zum 1.1.1993 müssen 30% der produzier- 
ten Kunststoffverpackungen durch dieses 
Systeni eingesammelt werden (Erfas- 
sungsquote), ven diesen 30% müssen 
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wiederum 30% aussortiert und verwertet 
werden (Sortierquote), was einer Verwer- 
tungsquote von 9% gemessen an den pro- 
duzierten Kunststoffverpackungen ent- 
spricht. Zum 1.7.95 müssen 80% der 
Kunststoffe erfasst, davon 80% aussor- 
tiert und verwertet werden, was einer Ge- 
samt-Verwertungsquote von 64% ent- 
spricht. 


Die Antwort der Verpackungslobby - das 
Duale System 


Um dieses flächendeckende Rücknahme- 
und Verwertungssystem bis zum 1.1.93 
zu realisieren. wurde im September 1990 
die “Duales System Deutschland GmbH”, 
kurz DSD. gegründet, der mittlerweile 
über 400 Firmen und Unternehmen aus 
der Verpackungsbranche, den Vormate- 
rialherstellern. der Konsumgüterindustrie 
und dem Handel angehören. 

Aufgabe des DSD ist alleın die 
Organisation und Verwaltung des Sy- 
stems “Grüner Punkt” sowie das Betrei- 
ben der bundesweiten Öffentlichkeitsar- 
beit für das System. 

Das System selbst soll folgen- 
dermaßen funktionieren: DSD vergibt das 
Zeichen “Der Grüne Punkt” gegen eın 
Entgeld an die Abfüller von Verpackun- 
gen, also an die Konsumgüterindustrie. Je 
nach Volumen der Verpackungen zahlen 
sie dafür zwischen I und 20 Pfennig pro 
Verpackung an die DSD. DSD finanziert 
mit diesem Geld den Aufbau und Betrieb 
des Erfassungsnetzes, den Transport der 
eingesammelten Stoffe sowie Aufbau und 
Betrieb der Sortieranlagen. Für diese 
Schritte schließt DSD Verträge mit kom- 
munalen und/oder privaten Entsorgungs- 
firmen ab, die diese Aufgaben überneh- 
men. Der Aufbau des Systems bis 1993 
soll immense 7 Mrd. Mark kosten, der 
weitere Betrieb dann jährlich 2 Mrd. 
Mark. 

Voraussetzung für den Erwerb 
des Grünen Punktes ist, daß für den Ver- 
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packungsstolf, aus dem die Verpackung 
besteht. eine Verwertungsgarantie der be- 
treffenden Industrie vorliegt oder vom 
Antragsteller beigebracht wird. Die Ver- 
wertungsgarantie der Industrieverbände 
(Glas. Weißblech. Aluminium. Karton- 
verbund-verpackungen, Papier. Pappe. 
Karton. Kunststoffe) bedeutet. daß sie 
sich verpflichten, sämtliche aus den Sor- 
tieranlagen kommende Verpackungen ıh- 
res Stoffes zu übernehmen und zu ver- 
werten. 

Die Konsumgüterindustrie gibt 
nun die bezahlten Preise für den Grünen 
Punkt an den Handel weiter, welcher sie 
letztlich an den Käufer weiterreicht. Der 
Handel verpflichtet sich, nach einer Über- 
gangszeit nur noch Produkte mit dem 
Grünen Punkt zu führen (und somit alle 
Hersteller zum Erwerb desselben zu 
zwingen). damit auch das nötige Geld für 
das Einsammeln, Transportieren und Sor- 
tieren der Verpackungen hereinkommt. 

Zum Einsammeln sollen zum 
einen die schon bestehenden - meist von 
Kommunen betriebenen - Systeme ge- 
nutzt und verdichtet werden; in der Regel 


sind das Altpapier- und Altglascontainer 


im öffentlichen Straßenraum. Dort hinein 
sollen alle Verpackungen aus Papier, 
Pappe. Karton und Glas. Zusätzlich soll 
es in der Regel direkt an den Häusern die 
gelbe Tonne geben. Darin werden Ver- 
packungen aus Kunststoffen. Metallen 
und Kartonverbund (Tetra Pack) gesam- 
melt. 

Wichtigster Mitspieler (oder 
Spielverderber) ist hier der Verbraucher. 
Er muß die Verpackung zuerst säubern 
und dann sortieren in die richtigen Behäl- 
ter geben, damit ausreichend Verpackun- 
gen eingesammelt werden können. um 
die vorgegebenen Quoten zu erfüllen. 
Ansonsten droht ja die Rücknahmepflicht 
für den Handel. 

Glas soll getrennt nach Braun-., 
Grün und Weißglas gesammelt und so 
von der Glasindustrie übernommen wer- 
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den 

Papier und Pappe aus dem Pa- 
plercontainer müssen in Sortieranlagen 
von Hand in drei oder vier Qualitäten ge- 
trennt werden. Da sich die Papier- und 
Pappeindustrie geweigert hat. eine allge- 
meine Abnahmegarantie abzugeben. 
mußte eigens dafür die Intersero AG ge- 
gründet werden. dıe dann diese Garantie 
gegeben hat. Sıe hat auch für die anderen 
Verpackungsstoffe die Aufgabe über- 
nommen. Übermengen die sich in 
Deutschland nicht zur Verwertung abset- 
zen lassen, ins Ausland zu vermarkten. 

Die Stoffe aus der gelben Tonne 
müssen von Hand in Sortieranlagen ge- 
trennt werden: in Weißblech Aluminium. 
Kartonverbund und vier Kunststoffarten: 
Folien. Flaschen. Schaumstoffe und Be- 
cher und Blister. (Wer annähernd eine 
Vorstellung davon bekommen möchte, 
wieviel Spaß der Achtstunden- tag in so 
einer Sortieranlage macht. kann einfach 
eine beliebige Hausmülltonne in seiner 
Küche ausschütten und das Ganze dann 
nach den Einzelnen Stoffen sortieren.) 
Auch für die Verwertung dieser Stoffe 
haben sıch zum Teil eigens Gesellschaf- 
ten gegründet. 


Probleme und Bewertung von Ver- 
packungsverordnung und Dualsystem 


Verpackungsverordnung 


An der Verordnung sind vor allem fol- 
gende Punkte zu kritisieren: 

sie enthält keine Verbote für ökologisch 
bedenkliche Stoffe (z.B. PVC und Ver- 
bunde) und für Einwegverpackungen (vor 
allem bei Getränken), diese können sich 
ım Gegenteil mit dem Grünen Punkt 
schmücken. welcher als "Ökogütesiegel” 
zu verkaufen versucht wırd 

-Kleinstportionsverpackungen (unter 50 
ml Füllvolumen), die besonders Abfallin- 
tensiv sind, sind sowohl von der Pfandpf- 
lıcht als auch von der Abgabe zur Erlan- 
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gung des Grünen Punktes 
men 

-dafür ıst die Ausfuhr der Verpackungs- 
abfälle als Wirtschaftsgut möglich und 
somit ıhr wahrer Verbleib (Deponie. Ver- 
brennung. Verwertung?) auch kaum zu 
kontrollieren 

-statt konsequenter Abfallvermeidung 
wird nur Recycling betrieben, die Abfälle 
dürfen noch eine "Warteschleife” ziehen. 
bis sıe dann doch wieder auf der kommu- 
nalen Müllhalde landen 


ausgenom- 


Duales System 


Der Grüne Punkt ıst einzig und allein das 
Zeichen dafür, daß für diese Verpackung 
eine Gebühr gezahlt wurde. mit der ein 
System zu Einsammeln. Transportieren 
und Sortieren der Verpackungsabfälle fi- 
nanziert wird. Punkt. 

Die Wirtschaft versucht demge- 
genüber, der Bevölkerung den Grünen 
Punkt als eine Art "Öko-Gütesiegel” zu 
verkaufen. Da gibt es Werbekampagnen 


Der Verpackungs-Aufwand 


Yon pe tC5 DM Nahrungs, PENTTERT 
Warenwert aentases, Miet NII7 
au: dr Verackung 


Glas 


Fenkeräntik, 2 
Forza AN 27 


el 


Zigatetten 
zo Kunstsigtwiren 

a Spetnaren, Muskiinstrumente 
Pi 0,80 Textiiners 


mit dem Grünen Punkt und Sprüchen wie 
“Das hilft unserer Umwelt” oder “Das 
stoppt den Müll”. Da wird von einem 
“Abfallvermeidungssystem” gesprochen, 
obwohl es sich - höchstens! - um Recyc- 
ling handelt. Da schreibt der Fachverband 
Kartonverpackungen für flüssıge Nah- 
rungsmittel alle Kommunen an und bittet 
sie, doch kräftig mit für das Duale System 
zu werben, damit auch alle Getränkekar- 
tons eingesammelt werden können, auf 
die schon Abnehmer warten würden. Da- 
bei fehlt es allein an noch über 200 Sor- 
tieranlagen in Deutschland, die geplant, 
genehmigt und gebaut werden müssen, 
um die in den gelben Tonnen gesam- 
melten Stoffe sortieren zu Kön- 
nen. Und es gibt bisher nur 
Pilotanlagen, die die Ver- 
wertung der Stoffe erpro- 
ben. 


Po 


Tetra Pack 
wirbt schon. daß alle ıh- 
re Getränkekartons 


wiederverwertet werden 
können und betreibt bloß 
eine kleine Experimen- 
tieranlage, die bisher nur 
saubere Produktionsabfälle 
verarbeitet - und noch nicht einen 
einzigen gebrauchten, verschmutzten, 
milchrestbehafteten Karton. 

Da wird in der DSD-Werbung 
ein Kreislauf gezeichnet, der uns über- 
zeugen soll: die Verpackung wandert von 
der Fabrik in das Geschäft, zum Käufer. 
in die gelbe Tonne und wieder in die Fa- 
brik. Dabei wird kaum aus einer Ver- 
packung wieder eine Verpackung: die 
dutzenden Kunststoffarten z.B. können 
nicht getrennt werden. Sie werden zu 
Kunststoffgemisch-Granulat und zu min- 
derwertigen Gütern wie Zaunpfählen, 
Blumenkübeln oder Parkbänken verarbei- 
tet. Der Stadt Wittenberg soll sogar ein 
Unternehmen angeboten haben, ihre ge- 
sammten Kunststoffabfälle abzunehmen - 
wenn die Stadt im Gegenzug jährlich die 
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gute PUNg, der 


gleiche Menge Plastparkbänke abnehmen 
würde. 

Zudem sind dıe Produktionska- 
pazitäten für einfache Kunststoffe inter- 
national soweit ausgebaut worden, daß 
der Preis dafür stark verfallen ist und weit 
unter dem für Recyclingkunststoffe liegt. 
diese also kaum absetzbar sein werden. 

Tetra Pack zerkleinert seine Ge- 
tränkekartons und verpreßt sie dann zu 
Platten. Einen Absatzmarkt für Produkte 
aus diesen Platten (z.B. Möbel) gibt es 
noch nicht. Und wie, bitte, sollen diese 
Dinge aus millimeterkleinen miteinander 
verbackenen Plast-- Papier und 

Aluschnipseln nach ıhrem “Zweitle- 

ben” verwertet werden? Recyc- 

ling oder Betrug? So landet 

Getränkekarton nicht 

\ heute als Getränkekarton 

; auf der kommunalen 

i Müllkippe (von der er 

| durch dıe Verpackungs- 

* verordnung ja fern gchal- 

$ ten werden soll). sondern 

/ fünf Jahre später als Billig- 

““ möbel. Der "Spiegel' 

. E schreibt bereits von Erkennt- 

nissen des Umweltbundesamtes, 

nach denen getrennt gesammelte 

Kunststoffabfälle nach Portugal expor- 

tiert und dort der größte Teil möglicher- 
weise verbrannt wurde. 

In einer Sendung des WDR sibt 
dann auch Herr Heimo Emminger von 
der Verwertungsgesellschaft gebrauchter 
Kunststoffe seine Lösung des Problems 
preis: da sie 1993/94 mit ca. 500.000 ı ge- 
brauchter Kunststoffverpackungen rech- 
nen, dann aber nur 200.000 t werden ver- 
arbeiten können, hofft er“... das die Poli- 
tik... auch bereit sein wird, von Extrem- 
forderungen. wıe sie heute in der Ver- 
packungsverordnung stehen. Abstand zu 
nehmen.” 

Die Verbraucher sind diejeni- 
gen, die das ganze System über die Ge- 
bühren des Grünen Punktes bezahlen. Es 
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wird aber dadurch keineswegs zu einer 
Lenkung des Kaufverhaltens beispiels- 
weise von Einweg weg hin zu Mehrweg 
kommen: Der Handel gibt die Grünen 
Punkt-Gebühren in Form einer Mischkal- 
kulatıon an die Verbraucher weiter. Das 
heißt, daß die einzelnen Produkte nicht 
um soviel teurer werden, wie für ihre Ver- 
packung an Gebühr bezahlt wurde, son- 
dern die Gesamtsumme der Gebühren 
vom Handel frei über die Produkte aufge- 
teilt wird. Im Endeffekt könnte so die 
Bierbüchse genau so billig bleiben wie 
zuvor, dıe Mehrwegflasche aber teurer 
werden. 

Was wir bisher schon -ohne 
Grünen Punkt- für die Verpackungen um 
die Produkte bezahlen, zeigt die Grafik - 
ım Jahr werden das einige hundert Mark 
Ausgaben für Verpackungen. 


Resümee 


Die Verpackungsverordnung hält nicht, 
was sie verspricht: Abfallvermeidung im 
großen Stil wird durch sie nicht stattfin- 
den. Sıe spiegelt deutlich das momentane 
Krälteverhältnis zwischen ökologischer 
Anforderung, privatwirtschaftlichen In- 
teressen und Rücksichtnahme der Politi- 
ker auf ihre Klientel wieder. Ob DSD 
überhaupt flächendeckend auf die Beine 
kommt, ob die nicht zu verwertenden 
Verpackungsabfallmassen doch noch zur 
stärkeren Verpackungsvermeidung zwin- 
gen. ob genügend ıllegale Kanäle gefun- 
den werden, die überschüssige Ver- 
packung verschwinden zu lassen, ob die 
einzuhaltenden Erfassungs- und Sortier- 
quoten wenigstens halbwegs überprüfbar 
sein werden. ob der Trend der Zeit die 
Verordnung später verschärfen wird oder 
die Polıtik vor den Geistern, die sie geru- 
fen hat, wieder kapituliert (siehe Herm 
Emmingers Hoffnung). wird erst die Zu- 
kunft zeigen können. Vielleicht ist es 
auch einfach die EG, die mit einer eige- 
nen Verordnung die deutsche Ver- 
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packungsverordnung noch weiter ent- 
schärft. 

Die Verbraucher sollten vor al- 
lem eines behalten: der Grüne Punkt auf 
den Verpackungen ist für sie, für ihre 
Kaufentscheidung, so interessant wıe der 
Mädchenname der Kassiererin. 

Wer nur kauft, was er wirklich 
braucht, Mehrweg statt Einweg nimmt. 


lose Ware der verpackten vorzieht, über- 


flüssige Verpackung im Laden läßt und 
regelmäßig das "Löwenmaul” liest. 
macht es besser. 

Roland Quester 
(aus "Löwenmaul” Nr. 13, mit freundlı- 
cher Genehmigung des Autors) 

Anzeiger 


Magdeburg, Stendal und Um- 
land 
Wer hat Interesse an einem Är- 
beitskreis zum Thema Anarchis- 


mus und Paragraph 129a ? 
Bitte melden bei 
Hoffmann, Holger bei Fröhlich 
Warbursgstr. 2, O-3500 Stendal 


Wer hat Erfahrung mit Sek- 

ten in den neuen Bundeslän- 

dern gemacht oder hat Infor- 
ationen über Aktivitäten sol- 


cher Organisationen in der 
Ex-DDR ? 


Bitte bei der Redaktion mel- 
den. 
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Von Mitgliedern der Umwelt-Bibliothek wurde uns das folgende Papier überreicht. 
Wir drucken es ab, weisen aber darauf hin, daß die Redaktion sich weder sprach- 
lich noch inhaltlich mit dem Text identifizieren kann 


Diskussionspapier 


Ziel einer Artikelreihe könnte es sein, Probleme 
von DDR-Oppositionsgruppen, die sich über die 
Okkupation retten konnten, zu beschreiben. Pro- 
bleme, die sich aus der völlıg veränderten Situa- 
tion ergeben und die, wie wir meinen, substanti- 
ell sind. Dabei geht es uns weniger um die finan- 
ziellen Probleme, vielmehr um Selbstverständnis- 
se, das Zurechtkommen ın der gegenwärtigen Ge- 
sellschaft, die Wirkung der Probleme auf die Ar- 
beitsgruppen. 

Wir meinen, daß es nicht sınnvoll ıst zu resignie- 
ren, in eine der vielen Nischen abzutauchen oder 
bestenfalls zu warten, bis der Staat durch repres- 
sive Maßnahmen uns punktuell auf den Plan ruft. 

Die Gesellschaft der Bundesrepublik 
ist in ihrer Art genug repressiv, das Gift scheint 
die “tolerante” Nischengesellschaft selbst zu sein, 
denn sie kann eine furchtbar lähmende und de- 
struktive Wirkung haben. Konsumdruck, “freie” 
Meinungsbildung durch sensationslüsterne Blät 
ter und ganz an der Grenze dieses Irrenhauses 
unüberwindbare Mauern, deren Infragestellung 
allein schon Grund für die Verfolgung durch den 
Verfassungsschutz ist. Insofern hat sich nichts 
geändert, nur, daß die Spielwiese bunter und 
größer geworden ist. Die DDR-Anstalt war uns 
lästig, genauso wie uns die weiträumigere BRD- 
Anstalt lästig ist. 

Dagegen können wir nur einen Wert 
setzen, den wir früher sehr viel mehr gepflegt und 
geschätzt haben: UNS SELBST. 

Und damit dieses Selbstbewußtsein 
nicht verloren geht, UNSERE Werte, Solıdarıtät, 
gemeinsam leben, feiern, trauern, widerstehen, 
Ideen haben usw., erwarten wir von Euch, daß Ihr 
Euch an diesem Austausch beteiligt. Wir müssen 
das sowieso tun. eine andere Möglichkeit als 


WIR SELBST haben wır im Moment nıcht. 
Zur Situation der UB 


Vor der “Wende” waren dıe Mitarbeiter der UB 
bestrebt. auf die Gesellschaft insofern Einfluß 
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auszuüben, daß die Menschen ın einem ausgewo- 
genem Verhältnis untereinander und in ihrer Um- 
welt leben, nicht abhängig von den Zivilisations- 
krankheiten, also frei von Umweltschäden, freı 
von solchen "Marktmechanismen” wie das 
Wolfsgesetz, frei vom Konsumzwang und frei 
von abenteuerlichen Gelüsten der Politmaker, 
auch frei von Bürokratismus und natürlıch auch 
frei von den sozialen und psychischen Deformie- 
rungen, die die Anpassung an die bestehenden 
Gesellschaften in der Welt mit sıch bringen. So- 
weit die Utopie, die nie verwirklicht wurde, auch 
in unserer eigenen Gruppe nıcht. 

Tatsächlich war die UB Kommunika- 
tionsort, an dem es Ausstellungen, Vorträge, 
Konzerte. Diskussionen, dıe Bibliothek und die 
Umweltblätter gab, Dinge also, die unseren Vor- 
stellungen entsprachen. 

Nicht zuletzt war sie auch eın Ort, wo 
man relativ ungezwungen mit Freunden und Be- 
kannten über seine Probleme reden konnte, sie 
dadurch auch oft zu lösen lernte. Natürlich war 
das mit Engagement verbunden, das aus unserem 
Enthusiasmus kam, einem Enthusiasmus, den es 
in dieser Form nicht mehr gıbt. 

Das Gesellschaftsmodell der Bürgerli- 
chen Demokratie des Westens wurde von uns Zu 
keiner Zeit als das Erstrebenswerte angesehen, 
auch wenn die Staatspropaganda der DDR und 
die westliche Presse fast immer eıinhellig dieses 
Bild zu vermitteln versuchten. 

Der Weg zu unserer Utopie vom Ge- 
sellschaftsmodell der sozialistischen Staaten aus 
(z.B. nichtprivates Eıgentum an bedeutenden Pro- 
duktionsmitteln bzw. Großflächen, soziale Sı 
cherheit. fehlende Bedürfnismanipulationen für 
Konsumartikel etc.) schien und scheint immer 
noch kürzer zu sein, als der vom Gesellschafts 
modell des Kapıtalismus aus, trotz Bevormun- 
dung oder Verfolgung, die ın der “freien” Welt 
genauso einsetzen, wenn man ıhre Grenzen anta- 
stet. 

Das Problem ın der UB dürfte dem je- 


telegraph 3 /92 


der oppositionellen Gruppe der DDR entspre- Auch die Mitarbeiter der UB sehen 
chen, die ihren “Sprung ın die Marktwirtschaft” sich der schillernden Nischengesellschaft ausge- 
geschafft hat. setzt, in der man sich ohne Weiteres, auch ohne 

viel Geld haben zu müssen, “verlustieren” kann. 


gewährten. müssep ir irn 
damit abfinden, uaß u 


Bonfikanfzeiunien mil erg 


ı, Einnchäinzen zu finden waren, die man 
Sast "Sozialistische Großbetriebe” zu nennen 


das Suchen zu j.lörnem: re das est sıch ange- pflegte. Aber so schlecht war das nun auch nicht, 
sichts der gegenwärtigen Situation geradezu al- es hatte ırgendwas “gewohntes” (Allerdings ist 
bern. Und wir haben jeden kleinen Schritt in es verdammt lange her, daß wir in einer solchen 
Richtung Bundesrepublik, jeden kleinsten, Anstalt werktätelten.) 

schmerzlich registriert. Irgendwann rauften wir uns dann 
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in 


doch zusammen, um über diesen ganzen Mist zu 
quatschen. Die GROSSE AUSSPRACHE war es 
natürlich nicht. Vielmehr zog sich das Gelaber 
über Wochen hin, mit endlos wiederholten De- 
batten. 

Nach langem Hin und Her entschioß 
man sich dazu, daß, wenn wir die Räume schon 
mal haben, wir auch damit etwas anfangen soll- 
ten. Na prima! (So einfach war der Entschluß 
nicht. Einige von uns sind emsthaft der Meinung 
- oder waren es - , das die Umwelt Bibliothek im 
Moment nicht der geeignete Auslöser der näch- 
sten Weltrevolution sein wird und sprachen sich 
für eine “kreative Pause” aus. 

In Erinnerung daran, wie schwer es seinerzeit 
war, sich unsere Freiräume zu erkämpfen, erschi- 
en anderen diese Meinung als der blanke Hohn. 

Sicher hatte die UB damals eine wich- 
tige Funktion. Doch jetzt, da wir alle Bibliothe- 


ken erreichen können, die das Thema Ökologie 
weitaus tiefgründiger und fundierter zur Auswahl 
haben, dachten wir uns darauf zu konzentrieren, 
was wir ziemlich einmalig und umfassend genug 
in unseren Beständen haben: Teile aus der Ge 
schichte der DDR Opposition. 

Ein anderer Schwerpunkt, den wir für 
uns festlegten, ist die Aufarbeitung der Stası- 
Sauereien, vor allem auch in Verbindung mit an- 
deren Geheimdiensten, mit denen sıch die Welt 
so zu plagen hat. Seit November also räumten wir 
um, wobei wir oft durch knietiefe Bücherberge 
waten mußten, bauten Regale. kopierten. hefteten 
aus und ein. Unsere Stimmung wurde besser. 

Unser “Hochgefühl” am Abend des 
7.1. 1992, nach der Eröffnung des "Matthias Do- 
maschk--Archives”, beweist einmal mehr, daß wır 
durchaus noch in der Lage sind, etwas für uns und 
die Gesellschaft zu tun. 


LeserInnenbriefe 


Von dem früheren Jenenser Gerold Hilde- 
brandt, der Mitarbeiter der Umwelt-Biblio- 
thek ist, erhielten wir schon für dieses Herft " 
einige Anmerkungen zum Interview mit Kak- 
tus und Walter“ auf S. 21: 


Es wird die These vertreten, daß Gespräche mit 
der Stasi Bullenübergriffe auf besetzte Wohnun- 
gen abgewendet hätten. Das ist so nicht richtig. 
Als 1974 die Gartenstrasse 7 überfallen wurde, 
setzten sich die Betroffenen mit Öffentlichkeit zur 
Wehr. (siehe telegraph 1/2 1992) 

Die Wohnungen konnten auch nicht einfach 
geräumt werden, denn es durfte ja (anders als ım 
“bösen Kapitalismus") keineR auf der Straße sıt- 
zen. Wurden Wohnungen doch geräumt, mußten 
also die BesetzerInnen mit anderweitigem Wohn- 
raum versorgt werden von den staatlichen Woh- 
nungsverwaltungen, aber woher nehmen? Also 
ließen sie die Leute lieber in den Bruchbuden 
drin. Offizielle Zuweisungen wurden eher da- 
durch erkämpft, daß von Seiten der BesetzerIn- 
nen gedroht wurde, auf dem Jenaer Marktplatz 
im Zelt zu wohnen (siehe auch Beitrag von Marı- 
an Kirstein in “ddr-konkret”, 1978 von ausgebür- 
gerten Jenensern herausgegebenes Buch). Ande- 
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re bezahlten eine Strafe von ca. 150,- Mark. zahl- 
ten ihre Miete und blieben in den schwer ver- 
mietbaren Wohnungen drin. So auch wir ın der 
Wagnergasse. Was mit der Stası über unser 1979 
nach und nach fast völlig besetztes Haus zu 
klären gewesen wäre, erfuhr ıch von Kaktus oder 
Walter bis heute noch nıcht. Wir führten eine "of- 
fene Wohnung bis die Stası (oder ıhre Handlan- 
ger) massenhaft Bücher stahl. Das schaffte mehr 
Mißtrauen als Bulleneinsätze, die bei uns aus- 
blieben. 

Als ich Ende 1981 nach Ostberlin zog, überließ 
ich nichtsahnend meine Wohnung Jens Eisen- 
berg. der seit 1979 als IM “Frank” und "“Leonar- 
do” sich ein reichliches Zugeld bei der Stası ver- 
diente... 

Ich erfuhr etwa 1981 von Kaktus” Stası-Ge- 
sprächen und dachte, er würde immer zum Ver- 
hör abgeholt. Kaktus verriet mir damals z.B., daß 
die Stası nach meiner Meinung zur Ausreise und 
zu Antragstellern fragte. (Ich sprach mich zwar 
immer gegen eın übereiltes Verlassen des Landes 
aus, worin ich eine Kapitulation vor den Verhält- 
nissen sah, half aber manchmal auch Festent- 
schlossenen beı der Formulierung ihrer Anträge). 
Später deutete Kaktus seine Strategie an und ıch 
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ich meinte dazu nur, daß ich Walter schon zu- 
trauen würde, dabei den Überblick zu behalten. 
aber eben ıhm nicht. Gewiß haben wir damals 
auch zuwenig darüber gesprochen. Auch ich ging 
irgendwie auf Distanz zu ihm und suchte nach an- 
deren, mit denen man politisch zusammenarbei- 
ten konnte. 

Ich kenne ınzwischen einige Berichte des IM 
“Matthias”, sie sind nicht bösartig. auch wenn je- 
des Wort zuviel ist. Aber da haben auch andere 
bei Verhören einfach zuviel gequatscht. Erst Ro- 
land Jahn sıng bei seiner Verhaftung Ende 1982 
soweit, daß er noch nicht einmal Angaben zur 
Person machte und ihm die eigene Geburt nach- 
gewiesen werden mußte. 

So weit erstmal. 

Mit der Hoffnung auf eine breitere Diskussion 


hıllı 


Zum Artikel “Antikommunistische 


Gruppe eliminiert” im telegraph 
1+2/92 


Ihr Beitrag darf nicht unwidersprochen bleiben. 
liest er sich doch stellenweise wie ein Auszug aus 
dem Jährlich vom Bundesinnenministerium her- 
ausgegebenen Bundesverfassungsbericht. So er- 
wähnen Sie auf S. 29, daß die Kindergärtnerin 
Wiese vor allem deshalb nicht in die Ostkommis- 
sion von Pax Christi aufgenommen wurde. weil 
sie "Mitglied der DKP-unterwanderten VVN 
war. 

Das ist der Stoff, aus dem der West- 
Stası jahrzehntelang Berufsverbote und Gesin- 
nungsschnüffelei fabriziert hat. 

Die bei Ihnen falsch abgekürzte 
VVN/BJA heißt ausgeschrieben Vereinigte der 
Vertolgten des Naziregimes/Bund der Antifaschi- 
stInnen. Sıe wurde von AntifaschistInnen unter- 
schiedlichster politischer Richtungen nach der 
Befreiung vom Hitlerfaschismus in ganz 
Deutschland aufgebaut. Daß von Anfang an 
KommunistInnen aktıv am Aufbau dieser Orga- 
nisation beteiligt waren, versteht sich angesichts 
der bedeutenden Rolle, dıe die KommunistInnen 
ım Widerstand gegen den Hitlerfaschismus ge- 
spielt haben, von selbst. In der BRD geriet die 
VVN (wie sie bis 1974 richtig hieß) parallel mit 
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der Rehabilitierung der Altnazıs ins Kreuzfeuer 
der wieder erstarkten restaurativen Kräfte. Auf 
die SozialdemokratInnen ın dieser Organisation 
wurde von Seiten der Parteiführung Druck aus- 
geübt, damit sie die Organisation verlassen. Etlı- 
che weigerten sich, was zu Parteiausschlußver- 
fahren führte. In Hamburg und Rheinlandpfalz 
wurden die Landesverbände der VVN verboten, 
die Mitglieder waren Repressionen ausgesetzt. 

Diese Repression ging auch ın den 
70er Jahren weiter, Radıkalenerlasse sollten auch 
VVN/BdA Mitglieder aus dem Staatsdienst fern- 
halten. Deshalb löste es auch ın einer sensibilı- 
sierten Öffentlichkeit jener Zeit Befremden aus. 
daß die VVN/BdA Mitgliedschaft von Frau Wie- 
se ein Grund sein sollte für die Ablehnung von 
Pax Christi. Noch mehr empören muß es, wenn 
sie sich als wackere Streiterlnnen für Meinungs- 
freiheit und Demokratie, diese scheinbar schon 
VVN/BdA-AnhängerInnen verweigem wollen. 
Dafür verwenden sie den Verfassungsschutzbe- 
eriff "kommunistisch unterwandert” und beleidi- 
gen damit viele AntifaschistInnen. Auch für sie 
scheint ein/e KommunistIn zwar gut genug, um in 
Hitlers KZs zu verrecken, aber nicht geeignet, ei- 
ne Organisation der Verfolgten des Naziregimes 
mitzugestalten. Die unterwandern sıe dann, wie 
es halt KommunistInnen so tun. 

Wie schrieb doch schon Alfred An- 
dersch in den 70er Jahren ın seinen Gedicht Artı- 
kel 3 (3): “..Eın Volk von Ex-Nazıs und seinen 
Mitläufern betreibt wieder seinen Lieblingsspor. 
Die Jagd auf Kommunisten, Sozıalısten, Dissiı- 
denten....” Traurig ist nur, daß sie beim notwen- 
digen Aufarbeiten von Repression gegen Linke in 
der ehemaligen DDR durch solche unreflektierten 
Rundumschläge wie im oben erwähnten Artikel 
diesen Kräften ungewollt Vorschub leisten. Dabeı 
haben Menschen wie Heiner Kıpphardt, Ernst 
Bloch, Rudi Dutschke u.v.a. gezeigt, daß linke 
Kritik an DDR-Praktiken nicht auf eine Bestäti- 
gung der West-Stasi hinauslaufen muß. 

Gar nicht ıns Blickfeld gerät diese 
BRD-Repression, die von den 50er Jahren an ge- 
gen alles vorging, was lınks war. In den 70er Jah- 
ren wurde Zig-tausenden der Beruf verboten, sıe 
wurden überwacht, bespitzelt. Der sogenannte 
“Radıkalenerlaß” zielte auf die gesamte Linke, 
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bis hin zu linken SozialdemokratInnen; ın Bayern 
gerieten bisweilen sogar Linksliberale ins Visier 
der Staatsschützer. Es ist schon unverständlich, 
warum sie sich nicht bemühen, eine Aufarbeitung 
der Repressionspraktiken der Ost- und West- 
Staatsschutzorgane hinzukriegen. Nur so entge- 
hen sie der Gefahr, von der West-Stasi verein- 
nahmt zu werden. 

Symptomatisch für diese Vereinnah- 
mung war die 2. Arbeitstagung des "Unabhängı- 
gem Historikerverbandes® zur Thematik "Ge- 
heimdienste und politische Polizei in der moder- 
nen Gesellschaft‘, die am 11./12.1.92 ın der 
Humboldt-Universität stattfand. In einer Abend- 
diskussion zwischen Vertretern des Bundesver- 
fassungsschutzes, des Bundesnachrichtendienstes 
und BürgerrechtlerInnen wurde Small-Talk ge- 
halten. Zwar störte ein junger Vertreter der Stası- 
auflösungskomitees diese Harmonie etwas, weil 
er das Podium mit der Begründung verließ, er 
wolle den West-Stasi durch seine Teilnahme am 
Podiumsgespräch nicht eine Aufwertung zuteil 
werden lassen. Leider fand dieser selbstverständ- 
liche Akt der Ablehnung jeglicher Stası nicht die 
Zustimmung der großen Mehrheit des Publikums. 
das überwiegend aus dem Umkreis der Bürgerln- 
nenrechtsbewegung stammte. Eine Entschuldı- 
eung für das Verlassen des Podiums kam von eı- 
nem Mitglied des Neuen Forum aus dem Publı- 
kum. der sich in seinem Redebeitrag geradezu an 
Servilität gegen über diesen Diensten überbot und 
leider auch den Großteil des Publikums auf seiner 
Seite hatte, wie der Applaus zeigte. So konnten 
die West-Dienste von einer Weltpremiere faseln, 
die diese Podiumsdiskussion an der Öffentlich- 
keit wäre. Sonst saßen ihre Vertreterlnnen wohl 
eher verdeckt und unauffällig. dafür aber nicht 
minder aufmerksam, in solchen Veranstaltungen. 
Es ıst an der Zeit, daß Menschen die sıch gegen 
Repression und Staatsterror wehren, sich in Ost- 
und Westdeutschland zusammentun. Nur so kann 
verhindert werden, daß die Aufarbeitung der 
DDR-Repression eine Siegergeschichte wird. 
Dieser Beitrag soll eine Diskussion auch ım 'tele- 
graph eröffnen. 

Peter Nowak 
(seit langem aktiv gegen den West-Stası) 
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TERMINE 


05.03. 20 Uhr Berlin, Umweltbibliothek. Lesung: 
Michael Beleites” Untergrund” 

Ab 03.03. Fotoausstellung “Wir wollen Westler 
sein 5000,DM vom Dach, Aktion in der Rosent- 
haler Straße ım Frühjahr 1990 

Öffnungszeiten der Umweltbibliothek Berlin. 
Schliemannstr. 22, 01058, tel. 4483671: 
Mathias-Domaschk-Archiv und Bibliothek: Di 
und Do 17.00 21.00 

Lesecafe mit aktuellen Zeitschriften: Dı und Do 
17.00 24.00, Mı und Fr. 20.00 24.00 


06.03.-27.03. Die Grüne Liga Berlin 
präsentiert im Kulturladen Prenzlauer Berg, Kol- 
lwitzstr. 93, O1055 Berlin: Plakate von Klaus 
Staeck: Veranstaltungen beginnen jeweils 20.00 
Uhr: 

06.03. Ausstellungseröffnung 

10.03. Der Strahlung entgehst du nicht durch 
Schweigen. Lesung Olaf G. Klein aus "Nacht- 
zeit” 

11.03. Stoppt der grüne Punkt Jdıe Müllawıne” 
Alternativen imPrenzlauer Bere 

17.03. Olympia und der Prenzelberg was pas- 
siert? 

18.03. Konkrete Vorstellungen von Bürgerinitia- 
tiven zurVerkehrsberuhigung im Prenzlauer Berg 
24.03. Wie stehts um unseren Mauerpark ? 


Video ım Infoladen Bandito Rosso, 
Lottumstr.10a, O1054 Berlin 

11.03. 20.00 "Coming Out”, Spielfilm aus der 
ehem. DDR 

18.03. 20.00 "Der Atomkriee”, Eine Dokumen- 
tatıion über Ablauf und Wirkung von Atombom 
benexplosionen 

25.03. 20.00 "Das Unternehmen Barbarossa”. 
Dokumentarfilm über den faschistischen Überfall 
auf die SU 1941 (Teil I) 

01.04. 20.00 "das Unternehmen Barbarossa”. 
Dokumentarfilm über den faschistischen Überfall 
auf die SU 194] (Teil 2) 

08.04. 20.00 "Ab morgen heıßt du Sahra. Spiel- 
fılm 

15.04. 20.00 "Und morgen war Krieg” sow). 
Spielfilm über den stalıinistischen Schulbetrieb 
am Vorabend des dt. überfalls auf die SU 
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22.04. 20.00 “Der Bockerer”, Spielfilm, ein 
Wiener Fleischermeister windet sich in naiver 
Schweijk-Manier durch die Zeiten der deutschen 
Besatzung 193845 


05., 06. und 09.03. Forum für Umwelttechnik. 
Halle 6 der Leipziger Messe, 1.Stock 

07.03. 15.00, Greifswald, Kaufhalle Mitte 
Schönwalde, Demo gegen das geplante Atom- 
müllager in Lubmin, im ehemaligen Atomkraft- 
werk soll ein Zwischenlager für 150.000 Kubik- 
meter schwach und mittelradioaktiven und 1.500 
Tonnen hochradioaktiven Atommüll errichtet 
werden 

07.03. Aktionstag gegen $ 218, 12.00 Schloß- 
platz Stuttgart, Musik, Kleinkunst, Demo, abends 
Frauenfest 

09.03. Hanau. "Kettenreaktion Hanau ge- 
waltfrei gegen die atomare Bedrohung”, Blocka- 
de der Siemens-Brennelementewerke, Kontakt: 
Ingo Laubetal, Obermainanlage 27, W6000 
Frankfurt/M. 1, tel. 069/98437 

10.03. 9.0018.00 Tagung "Chancen und Pro- 
bleme einer umweltverträglichen Landwirtschaft, 
Ev. Tagungsstätte Haus Ortlohn, Berliner Platz 
12, W5860 Iserlohn. tel. 023713520, fax 35299 
10.03. 20.00 Berlin, Lesungen im Cafe Cla- 
ra, C.ZetkinStr. 90, 1080 "Orplid & Co.”, Spei- 
chen ein ungewöhnlicher Autorenkreis in Berlin 
mit Richard Anders, Lothar Klünner, Joachim 
Uhlmann 

13. -15.03. Konferenz Iınksökologischer Basis- 
gruppen und Interessierter, Haus der Demokratie, 
Berlin, Friedrichstr. 165: AufruferInnen: Linksö- 
kologInnen Berlin. Außerparlamentarische Linke 
Bonn. Feministischer Arbeitskreis Sternberg 
17.03. 19.00 Berlin, Haus des Bürgervereins 
Friedrichshagen,. Bölschestr. 45a. "Was ist und 
wo steht die Friedensbewegung heute” Podium: 
Prof. Frank Ruprecht (Deutscher Friedensrat), 
Laura von Wımmersberg (Friedenskoordination 
Berlin, Wilmersdorter Friedensinitiative) 
Frühjahr 1992 Intemationale Konferenz 
zu Jugoslavien, wahrscheinlich ın Sarajevo. Kon- 
takt: Dieter Esche, Mindener Str. 6, W1 Berlin 10 
21.03.ANTIFASCHISTISCHE AKTIONSWO- 
CHENENDE IN LEIPZIG GEGEN Bundeswei- 
ten Faschistenaufmarsch 
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Treffpunkt der ANTIFADEMO: Leipzig Conne- 
witzer Kreuz, außerdem soll es ein Straßenfest, 
Konzert, Infostände usw. geben, Anreise ab Frei- 
tag 20.03. möglich, Schlafplätze ausreichend vor- 
handen. Anlaufpunkt: “Conne Island” (Ex-Eis- 
keller) Koburger Str.3, 07030 Leipzig (Conne- 
witz), weitere Infos über das Infotelefon: Jeden 
Montag 1720 Uhr Leipzig 311 044 

15.03. Passau, Antifa-Demo gegen DVU- 
Parteitag 

13.-15.03. Buntestreffen der Selbstorganisation 
der Zivildienstleistenden in Frankfurt am Main 
23. - 26.03. "Fahr Rad”, Ausstellung Stadthalle 
Bremen 

03.-05.04. Basel, Inıtiativtreffen der "Bewegung 
für ein Europa ohne Gewalt”, Kontakt: BEoG 
Ko-Büro, PF 909, CH3000 Bem 7 

03.04. 19.00 Berlin, Ökodorf, Kurfürstenstr. 
14, (UBht. Kurfürstenstr.) “Perspektiven des An- 
timilitarısmus” Veranstalter: Internationale der 
KriegsdienstgegnerInnen (IdK) im Libertären Fo- 
nu 

07.04. 20.00, Berlin, Lesungen im Cafe Cla- 
ra, C.ZetkinStr. 90, 1080 “Orplid & Co.” Gesell- 
schaft zur Pflege und Förderung der Poesie: Hei- 
dı Patakı (Wien), Emest Wichner (Berlin) 
Veranstaltungen der Evangelischen Akademie 
Berlin/Brandenbure: 

20. -22.03. "Wisset um der Fremden Herz", Zu- 
sammenleben mit Ausländern: Veranstaltung in 
Schwedt 

04.04. "Ich wollte Lieben und ich lernte Has- 
sen, Von Angst, Frust, Wut, Zerstörung und Ge- 
walt; Veranstaltung in Bln.Weißensee 

33.03. “Wer sehnt sich nach dem starken 
Mann?”, Hitlers spätes Erbe, Veranstaltung in 
Bln.-Weißensee 

Interessenten wenden sich an: Evangelische Aka: 
demie Berlin/Brandenbure. O1040 Berlin, Alb: 
rechtstr.16 

25.04. Berlin. Tempodrom, Benefizkonzert 
zum 6. Ischemobyl-Jahrestag gegen Atomener- 
gie, KünstlerInnen und HelferInnen gesucht von 
"Aktiv gegen Strahlung e.V.” c/o Ökodorf, Kur- 
fürstenstr. 14, W1 Berlin 30, tel. 2616252 (Jutta 
und Elke) 

04.08.05. Essen, Seminar: “Nation, Nationalis- 
mus und geschichtliches Bewußtsein”, Anmel- 
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dung bıs 1. Aprıl über “Bildungswerk der Huma- 
nistischen Union”, Kronprinzenstr. 15, W4300 


Essen 1»tel. 0201-227982, als Bildungsurlaub an- 
erkannt 


23. 24.05. Tagung "Bürgerbeteiligung in der Ab- 
fallwirtschaft Modelle, Erfahrungen, Strategi- 
en’in der GeorgenGemeinde Halle, Glauchaer 
Str. 77, Anmeldung: Unabhängıges Institut für 
Umweltfiagen (UfÜ). Gr. Klausstr. 11, O4020 


Arthur B.* aus O. ist Abonnent. 


Und worauf warten Sie? 


“. 


a 


% 
_ 


h 4:2 
> € . 


Wochenzeitung 


Gegründet im Herbst 89. Heute 
noch eine unabhängige Stimme 
aus dem Osten Deutschlands. 


Erscheint in der BürgerForum 
Verlagsgesellschaft m.b.H., 
Französische Straße 47, O - 1080 Berlin. 
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die andere 


Halle, tel. 26530 


Anfang Juni Aktionstage ın Berlin, Ko- 


ordination 92: Forschungs und Dokumentations- 
zentrum Chile-Lateinamerika (FDCL.) im Meh- 
rınghof, Gneisenaustr. 2A, WI Berlin 61. tel. 
6934029, fax: 6926590 


01.04.07. XI. END-Convention ın Brüssel 
Kontakt: 35 rue van Elewijk. B1050 Brüssel 


’Der Name ist der Redaktin'hekannt 


Ich abonniere die andere probeweise 
für 6 Wochen zum Preis von 
DM 10,- (Vorkasse) * 


Datum: 
Unterschnit: 
Lieferadresse: 
Name, Vomame: 
Straße: 

Or: 


* Dieses Abo verlängern sich nicht automatisch und 
kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 
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telegraph - Abonnement 


Bun den Bel ım Abonnement 


An 


DO 1Jahr (34.- DM) 
DO 1/2 Jahr (17.50 DM) 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


DO) auf Probe (2 Hefte für 5.-DM) 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Scheck) ! 


Redaktion telegraph 
Schliemannstr. 22 


Berlin-0O 1058 


Datum/Ünterschrift 
 telegraph als - Geschenk 


Ich verschenke den usa. als Abo für 
1 Jahr (34.-DM) an 


Name: 
Str/Nr: 
Ort/PLZ: 
Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Name: 
Str./Nr.: 
Ort/PLZ: . 
Rechnung __Scheck 
__Bar 


Zahlungsweise: _ 
__ per Abbuchung 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Name der Bank/Ort 


Datum/Ünterschrift Datum /Unterschrift 


Matthias Domaschk 
Archiv 


in der 


Umwelt-Bibliothek Berlin 


Öffnungszeiten: 


Archiv und Bibliothek 17-21 Uhr 


Dienstag & Donnerstag: 
Cafe 17 - 24 Uhr 


Cafe 20 - 24 Uhr 


Mittwoch & Freitag 


